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Martin Humer ist uns vor einem
Jahr in den Himmel vorausgegangen
Am 31. Juli 2012 jährt sich das erste Mal der To-

destag Martin Humers. Ein großer Kämpfer vor
dem HERRN ist abberufen worden in die Ewigkeit.

Martin Humer war ein
Kämpfer. Er bekämpfte mit
allen ihm zur Verfügung ste-
henden legalen Mitteln die
Porno-Flut. Zumindest zwei
mal wollte ihn die Pornoma-
fia ermorden lassen. Viele
Bischöfe schämten sich, so
ein „Schaf“ in ihrer Herde
zu haben. Erzbischof Kar-

dinal Christoph Schön-
born schrieb ihm einmal,
seine Aussendungen seien
unzumutbar. Er, der Herr
Erzbischof, verbietet sich
weitere Zusendungen.

Einer der wenigen Bischö-
fe, die ihn öffentlich unter-
stützten, war Kurt Krenn.
Bischof Krenn sagte nicht

nur einmal in den Medien,
was der Humer macht ist
ganz richtig.

Bei seinem Begräbnis in
Waizenkirchen empfand ich
keine Trauer: Martin ist ja
jetzt beim himmlischen VA-
TER. Martin erlebt jetzt die
ewige Glückseligkeit. Aber
eine Verlassenheit habe ich
empfunden und empfinde
ich bis heute. Ich kann ihn
nicht mehr anrufen. Nicht

mehr um seine Meinung bit-
ten. Er geht uns mit seiner
Arbeit, seiner Unterstüt-
zung für die Kirche unend-
lich ab. ae

Diese Ausgabe des „13.“
wurde am  12. Juli 2012 ge-
druckt und in Österreich
noch am gleichen Tag aus-
geliefert. Für die deut-
schen Abonnenten erfolg-
te die Anlieferung zur Post
in Wegscheid am  14. Juli.

Lesen Sie auch die Seiten 18/19

Am 7. Oktober vor
50 Jahren wurde
Bischof Dr. Kurt

Krenn (76) in der
römischen Kirche
Sant’Ignazio zum
Priester geweiht.

Foto: Martin Humer

Der Regensburger Bi-
schof Gerhard Ludwig
Müller (64) ist von Papst
Benedikt XVI. zum neu-
en Präfekten der vatika-

nischen Glaubenskongre-
gation berufen worden.
Müller wird Nachfolger
des US-amerikanischen
Kardinals William Jo-
seph Levada (76). Mül-
ler, der fünf Sprachen
fließend spricht, erhält
vorerst den Rang eines
Erzbischofs, in der Folge
wird er natürlich Kardi-
nal. Der bisherige Re-
gensburger Bischof wird
auch Präsident der Kom-
mission „Ecclesia Dei“,
Präsident der Päpstlichen
Bibelkommission und der
Internationalen Theolo-
genkommission.

Glückwünsche
von allen Seiten

am Anfang
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Aus dem Vermächtnis von
P. Fridolin Außersdorfer OFM

Pater Fridolin Außersdorfer OFM ging in den vergange-
nen Ausgaben der Frage nach, was das beglückende Ereig-
nis ist, das sich in der Heiligen Messe der katholischen Kir-
che vollzieht. Was Grund und Ursache ist, warum wir JESUS
CHRISTUs anbeten. Wir entnehmen die Ausführungen der Vier-
teljahrsschrift Dienst am Glauben. Sie wird in der Nachfolge
von Pater Außersdorfer von Pater Franziskus Federspiel
herausgegeben. Wer sich für tiefe Glaubensfragen interes-
siert, sollte sie bestellen. Die Adresse: Dienst am Glauben,
Höttinger Gasse 15 a, 6020 Innsbruck, Österreich.

Wunder des Glaubens

Pater Außersdorfer

Zur Zeit der Heiligen Messe
umringen Engel den Priester.
Und der ganze Chor der himm-
lischen Mächte stimmt ein. Und
sie erfüllen den ganzen Raum
um den Altar, denjenigen anzu-
beten, der dort vor uns ist. „Wie
wollen wir Verzeihung erlangen,
wenn CHRISTUS unseretwegen
vom Himmel auf die Erde her-
absteigt, wir aber es nicht der
Mühe wert erachten, aus unse-
rer Wohnung zu ihm zu kom-
men? Wenn die Weisen aus wei-

ter Ferne kamen, um ihn zu sehen – Du aber, ein Christ,
nicht einmal einen kleinen Weg zurücklegen willst, um
dieses beglückende Ereignis zu genießen“. So schrieb
St. Johannes Chrysostomos (Migne P. gr. 48,753).

Dazu erklärt das Konzil von Trient: „Es ist nicht im
Geringsten daran zu zweifeln, daß alle Gläubigen die-
sem heiligen Sakrament, wie es in der Kirche von jeher
war, den Kult der Anbetung, die nur dem wahren GOTT
gebührt, in Ehrfurcht erweisen müssen. Denn in diesem
erhabenen Sakrament ist derselbe GOTT gegenwärtig, den
der ewige VATER in die Welt einführte mit den Worten:
Alle Engel sollen IHN anbeten –  Hebr 1,6 –, vor dem die
Weisen aus dem Morgenlande anbetend niederfielen –
Mt 2,11 –, und den nach dem Zeugnis der Schrift die
Apostel in Galiläa angebetet haben – Mt 28,17.

Der heilige Franziskus schrieb dazu: „Und wenn ER
vom Priester auf dem Altar geopfert (Wandlung) und
irgendwohin (zur Kommunionausteilung) getragen wird,
dann sollen alle die Knie beugen und dem Herrn, dem
lebendigen und wahren GOTT , Lob, Herrlichkeit und Ehre
erweisen! Und die das nicht tun, sollen wissen, daß sie
am Tag des Gerichtes vor unserem Herrn JESUS CHRISTUS
Rechenschaft ablegen müssen.“

Papst Benedikt XVI. hat
vor einem Klima der Ver-
leumdung und Zersetzung
in Kirche und Gesell-
schaft gewarnt.

„Sagen wir ‘Nein’ zu einer
Kultur, in der nicht Wahrheit,
sondern nur die Sensation
zählt“, betonte der Heilige
Vater zum Abschluß des Pa-
storaljahres der Diözese
Rom in der Lateran-Basili-
ka. Mit Nachdruck wandte
er sich gegen eine „Kultur,

die nicht das Gute sucht“,
sondern in der sich „die Lüge
im Gewand von Wahrheit
und Information“ präsentie-
re. Dies stifte Verwirrung und
bringe Zerstörung.

Auf die aktuelle Debatte
um die Veröffentlichung ver-
traulicher Vatikan-Doku-
mente ging der Papst nicht
ausdrücklich ein. Anlaß der
Ansprache in der Lateran-
Basilika war eine Konferenz
zum Thema Taufe.

Papst warnt vor Klima
der Verleumdung

Papst Benedikt XVI. hat den Katholiken in der gan-
zen Welt für ihre finanzielle Unterstützung durch den
sogenannten Peterspfennig gedankt.

Dank für den
Gebet auf dem Petersplatz.

Im Umfeld des katholi-
schen Hochfests „Peter und
Paul“, das die Katholiken
jedes Jahr am 29. Juni bege-
hen, finden in der Weltkir-
che Sammlungen zugunsten
des Papstes statt. Das bei

Der Vatikan hat eine deutlichere Trennung der Zu-
ständigkeiten von Priestern und Laien in der katholi-
schen Kirche angemahnt. Das ist gut.

Aufgaben von Priestern

Gute Priester sind Herz

che für die rückläufige An-
zahl von Priesteramtskandi-
daten in Europa. Grocho-
lewski sagte das bei der Vor-
stellung neuer Leitlinien zur
Förderung von Berufungen
zum Priesteramt im Vatikan.

Nach Angaben der Bil-
dungskongregation gab es im
Jahr 2000 in Europa insge-
samt 26.879 Priesteramts-
kandidaten; 2010 waren es
20.564. In Afrika stieg ihre
Anzahl im gleichen Zeitraum

„Ich danke allen Pfarreien,
Familien und einzelnen
Gläubigen für ihre konstan-
te und großzügige Hilfe, die
so vielen Menschen in
Schwierigkeiten zugute-
kommt“, sagte der Papst am
24. Juni nach dem Angelus-

Häufig würden die Gren-
zen zwischen beiden Berei-
chen verwischt, weil Laien
nach priesterlichen Aufga-
ben strebten oder Priester in
wachsendem Umfang welt-
liche Verpflichtungen wahr-
nähmen, sagte der Präfekt
der vatikanischen Bildungs-
kongregation, Kardinal Zen-
on Grocholewski, am 25.
Juni im Vatikan. Eine solche
Vermengung der Aufgaben
sei eine maßgebliche Ursa-
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Liebe Leserin, lieber Leser!

dieser Aktion gesammelte
Geld wird auch als „Peters-
pfennig“ bezeichnet. Der
Papst unterstützt damit Per-
sonen, Ortskirchen oder Or-
densgemeinschaften in ma-
terieller Not oder verwendet
sie für soziale Projekte.

Im Jahr 2010 kamen in der
Weltkirche durch den Pe-
terspfennig 67,7 Millionen

US-Dollar zusammen, ein
Jahr zuvor waren es mehr als
80 Millionen US-Dollar.

Ein großer Teil des Geldes
stammt stets aus Italien, den
USA und Deutschland. Aus
Deutschland kamen dem
Vernehmen nach knapp zehn
Millionen. Der Brauch des
„Peterspfennig“ entstand im
ersten Jahrtausend.

von 20.383 auf 26.924, in
Asien von 25.174 auf 33.282.
In Amerika blieb die Anzahl
der Priesteramtskandidaten
in diesem Zeitraum etwa
konstant und lag zuletzt bei
rund 36.500.

Grocholewski betonte ei-
nen „wesensmäßigen“ Un-
terschied zwischen Priestern
und Laien. Die Aussage des
Zweiten Vatikanischen Kon-
zils (1962 bis 1965), daß alle
Gläubigen eine Berufung
hätten, bedeute keineswegs,
daß das Amtspriestertum nur
eine Berufung unter anderen
sei. Allerdings folge daraus
auch nicht, daß Priester hö-
hergestellt oder heiliger sei-
en als Laien, so der für die
Priesterausbildung der Welt-
kirche zuständige Kardinal.
Priester und Laien hätten je-
doch eine jeweils eigene
Mission innerhalb der Kir-
che.

Hohe Bedeutung für mehr
Priesterberufungen kommt
nach Auffassung der Bil-
dungskongregation dem Vor-
bild überzeugender Priester-
persönlichkeiten und der ka-
tholischen Familie zu.

Heute werde „von vielen
Seiten die zölibatäre Lebens-
form an sich“ in Frage ge-
stellt. Pflichtverletzungen
von Priestern und insbeson-
dere die Skandale um sexu-
ellen Mißbrauch sorgten für
Verwirrung. Überlastungen
der immer wenigeren Geist-
lichen und mancher überzo-
gene Aktivismus könnten die
„Leuchtkraft“ des Priester-
bildes trüben.

Es muß, meint die Redak-
tion des „13.“, gerade heute
an das Wort Johannes Pauls
II. und Bischofs Krenn er-
innert werden: „Ein Priester
kann nur durch einen Prie-
ster ersetzt werden.“

Die Anzahl der Priesteramtskandidaten in Europa hat
in den vergangenen zehn Jahren um mehr als zwanzig
Prozent abgenommen.

In Afrika und Asien ist dagegen ein spürbarer Zuwachs
angehender Geistlicher zu verzeichnen.

Das muß doch Ursachen haben?

Wo liegt der Grund des Problems?

und Laien nicht vermischen

der lebendigen Kirche

„Peterspfennig“

Unübersehbar sind die Stürme, die die katholische Kir-
che derzeit von innen und außen bewegen. Dennoch kön-
nen wir sicher sein, daß aus aller Unruhe und Diskussi-
on wieder eine ruhige Entwicklung hervorgeht. Denn
GOTT läßt SEINE Kirche nicht untergehen.

Bei den Vorgängen in der Slowakei (lesen Sie dazu Seite
6 dieser Ausgabe) gibt es sichtliche Parallelen zu den
Intrigen gegen Groër, Krenn (und damit Küchl/Rothe)
oder Mixa. Beim slowakischen „Fall Bezak“ wurde der
Amtsinhaber vor der Ausschaltung ebenfalls zuerst zum
freiwilligen Rücktritt aufgefordert. In allen vier Fällen
gab es keine stichhaltigen Schuldbeweise. Es wurden die
wahren Gründe der Absetzung nicht genannt. Erzbischof
Bezak stellte öffentlich die Frage: „Ich möchte gerne
wissen, was ich Furchtbares getan habe.“

Allen diesen Wegintrigierten wurde ein mediales
Schweigegebot auferlegt. Bezak wehrte sich und gab
einen Tag vor seiner Absetzung im Dom zu Trnava be-
kannt: „Ihr seid meine Gläubigen und ihr seid keine
Medien, und ihr sollt wissen, daß ich morgen abgesetzt
werde“. Deshalb wurde Bezak wegen „Ungehorsam“
aufgefordert, die Diözese zu verlassen: Auch Kardinal
Groër wurde in ein fernes Kloster abgeschoben, Bischof
Krenn erhielt Schweigegebot und Propst Küchl sollte
zur Zwangspsychiatrie geschickt werden.

Erzbischof Bezak vertraute dem kirchlichen Recht und
war ahnungslos den Intrigen seines Vorgängers Sokol
mit dem (ebenfalls) slowakischen  Kurienkardinal Tom-
ko ausgeliefert. Bischof Krenn stolperte über das Be-
ziehungsgeflecht von Kardinal Schönborn und Kurien-
kardinal Re, mit Bischof Krenn auch als Bauernopfer
Propst Küchl. In allen vier Fällen gab es mächtige Nei-
der. Alle Genannten hatten ihre Gegner und die Mecha-
nismen der Intrige unterschätzt. Noch vor Kurzem hatte
Papst Benedikt XVI. einen Aufruf (lesen Sie Seite 2!)
erlassen, Neid, Intrigen und Verleumdungen einzustel-
len. Bleibt die für die Glaubwürdigkeit der Kirche not-
wendige Aufforderung nur ein Wunsch?

Mit dieser Ausgabe gehen wir (wie jedes Jahr) in die
Sommerferien. Natürlich können Sie uns per Post oder
Email jederzeit erreichen. Auch das Telefon ist besetzt,
aber nicht ständig. Vielleicht sehen wir einander beim
Kongreß „Freude am Glauben“ (14. bis 16. September)
in Aschaffenburg? Wie immer danken wir Ihnen ganz
herzlich für Ihre Mitarbeit an dieser Ausgabe (Hinwei-
se, Informationen, Kommentare, Leserbriefe…). Diese
geistliche, geistige und finanzielle Hilfestellung ist un-
erläßlich. Danke! GOTT schütze Sie und beten Sie bitte
auch für uns!
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Der von den Klerikern
geforderte Zölibat ist im
Anschluß an das ZweiteVa-
tikanische Konzil Gegen-
stand heftiger Kontrover-
sen geworden. Die neueste
Ausgabe des Lexikons für
Theologie und Kirche
nennt als einen der Haupt-
gründe dafür ein „gewan-
deltes Verständnis von Se-
xualität, welches sich im 20.
Jahrhundert durchgesetzt
hat“.

Die wesentlichen Ursa-
chen liegen aber viel tie-
fer, vor allem in der moder-
nen Glaubenskrise. Das

Überlegungen zur „Zölibatskrise“
Priestertum nach dem Vor-
bild CHRISTI ist nämlich in
erster Linie ein Geheimnis
des Glaubens: In Zeiten ei-
nes lebendigen Glaubens
„steht der Priester-Christus
als lebendiges Zentrum des
persönlichen und gemein-
schaftsbetonten Glaubensle-
bens im Bewußtsein aller“,
während ER sich in Zeiten
des Glaubensschwundes
verflüchtigt und „mehr und
mehr aus dem Bewußtsein
der Menschen und der Welt
(verschwindet)“.

Sowohl das Priestertum
als auch der Zölibat sind

nämlich zutiefst mit dem
Geheimnis der Kirche, mit
ihrer übernatürlichen Sen-
dung verbunden. Daher
sind alle Überlegungen
zum Zölibat, die auf einer
rein pragmatisch-funktio-
nellen Sicht beruhen, von
vornherein verfehlt. Das
Weihepriestertum und der
damit verbundene Fragen-
komplex gehört aus-
schließlich zum Material-
objekt der Theologie bezie-
hungsweise in die Kompe-
tenz des Kirchlichen Lehr-
amtes. (Anm.d.Red.: S.2!)

Gabriele Waste

In Nr. 4 der Konzilserklä-
rung Nostra Aetate über-
dachten die Synodenväter
das Verhältnis der Kirche
zum „Stamme Abrahams“,
also zu den Juden. Unter
Berufung auf diesen Text
wurde vielfach von einer
neuen Ära der Beziehungen
zwischen Christen und Ju-
den gesprochen.

Bei genauerem Hinsehen
enthält dieses Dokument je-
doch keine wesentliche Neu-
igkeit in bezug auf die Leh-
re der Kirche. Denn die Päp-
ste hatten bereits ab dem 3.
Jahrhundert ausdrücklich
verboten, Juden zu verfol-
gen oder ihnen in irgendei-
ner Weise zu schaden. Auch
Zwangstaufen von Juden
erfolgten gegen ihren Wil-
len. Wenn dies alles bedau-
erlicherweise dennoch ge-
schehen ist, war es nicht im
Sinne der Stellvertreter
CHRISTI und ihres beständi-

Zu einer Verkürzung der Konzilserklärung Nostra Aetate Nr. 4

Es gibt keinen zweiten Heilsweg
gen Lehramtes.

Wohl um antisemitischen
Entwicklungen vorzubeu-
gen, erinnert die Konzilser-
klärung daran, daß JESUS
CHRISTUS, die Jungfrau Ma-
ria und die Apostel, „Grund-
festen und Säulen der Kir-
che“, dem Fleisch nach dem
jüdischen Volk angehören.

Aber im nächsten Absatz
wird auch eine in Kreisen
des christlich-jüdischen
Dialogs nicht gerne gehör-
te Tatsache in Erinnerung
gerufen: „Wie die Schrift
bezeugt, hat Jerusalem die
Zeit seiner Heimsuchung
nicht erkannt, und ein gros-
ser Teil der Juden hat das
Evangelium nicht angenom-
men.“

Die entscheidende Aussa-
ge findet sich jedoch im letz-
ten Abschnitt. „Auch hat ja
CHRISTUS, wie die Kirche im-
mer gelehrt hat und lehrt, in
Freiheit, um der Sünden al-

ler Menschen willen, sein
Leiden und seinen Tod aus
unendlicher Liebe auf SICH
genommen, damit alle das
Heil erlangen. So ist es Auf-
gabe der Predigt der Kir-
che, das Kreuz CHRISTI als
Zeichen der universalen
Liebe GOTTES und als Quelle
aller Gnaden zu verkünden.“

Bezeichnenderweise fehlt
dieser Absatz in „Denzin-
ger“, dem Kompendium der
Glaubensbekenntnisse und
kirchlichen Lehrentschei-
dungen. Nur in „Kleines
Konzilskompendium“ (Rah-
ner/Vorgrimmler), das alle
Konstitutionen, Dekrete und
Erklärungen des Zweiten
Vaticanums enthält, sind die-
se Aussagen nachzulesen.
Wozu wohl diese unnötige
Verkürzung einer Konzilser-
klärung?

Durch die bloße Erwäh-
nung des Sühnetodes CHRI-
STI und der universellen

Gnadenvermittlung durch
das Kreuz in der Konziler-
klärung Nostra Aetate ist al-
len Versuchen, unter Beru-
fung auf das Zweite Vatikan-
um die These eines eigenen
Heilsweges für die Juden zu
verfechten, jegliche Grund-
lage entzogen.

Dr. Gabriele Waste

Papst Benedikt XVI. hat
am 26. Juni den Rücktritt
des argentinischen Bi-
schofs Fernando María
Bargalló angenommen.
Der 57jährige Bargallo
war seit 1997 Bischof von
Merlo-Moreno nahe der
Hauptstadt Buenos Aires.
In den Medien waren kom-
promittierende Bilder der
Exzellenz mit einer Frau
am Strand aufgetaucht.

Der vom Paraguayi-
schen Parlament abge-
setzte Staatspräsident
Fernando Lugo wurde
von den Bischöfen zum
Rücktritt gedrängt. Der
heute 61jährige Lugo war
bis 2005 katholischer Bi-
schof von San Pedro. Der
1977 zum Priester Ge-
weihte wurde zum Befrei-
ungstheologen. 2006 be-
antragte Lugo beim Vati-
kan seine Rückversetzung
in den Laienstand, um
sich der Politik widmen zu
können.

Die Katholische Uni-
versität in Lima hat den
von Kardinal Juan Luis
Cipriani suspendierten
Ordensmann Gaston Ga-
ratea Yori (72) zum Ehren-
dozenten ernannt.

PERSONALIA

Mit freundlicher Erlaubnis aus „Dienst am Glauben“ übernommen:
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Papst Benedikt XVI. hat
drei neue Mitglieder für
den Kardinalsrat zur Be-
ratung der organisatori-
schen und wirtschaftli-
chen Angelegenheiten des
Apostolischen Stuhls er-
nannt: den Erzbischof des
indischen Ranchi, Teles-
phore Placidus Toppo,
den Bischof von Hong
Kong, John Tong Hon so-
wie den Erzbischof von
Daressalam in Tansania,
Polycarp Pengo.

Drei Kardinäle wurden
zu Präsidenten der im Ok-
tober in Rom tagenden
Weltbischofssynode zum
Thema Neuevangelisie-
rung ernannt. Es sind der
Chinese John Tong Hon
von Hongkong, der Mexi-
kaner Francisco Robles
Ortega von Guadalajara
sowie der Kongolese Lau-
rent Monsengwo Pasinya
von Kinshasa. Auffallend
ist, daß kein Europäer
und kein Vertreter der rö-
mischen Kurie dem Drei-
er-Gremium angehört,
das die Synodenversamm-
lungen leitet. Das Bi-
schofstreffen findet vom
7. bis 28. Oktober statt.

Joseph Augustine Di
Noia (68), italo-amerika-
nischer Kurienerzbi-
schof, ist zum Vizepräsi-
denten der Vatikankom-
mission „Ecclesia Dei“
ernannt worden.

Zum neuen Archivar
und Bibliothekar der Hei-
ligen Römischen Kirche
wurde der französische
Dominikaner und Sekre-
tär der Bildungskongre-
gation, Erzbischof Jean-
Louis Brugues (68) er-
nannt.

PERSONALIA

Die Jerusalemer Holo-
caust-Gedenkstätte Yad Vas-
hem hat am 1. Juli ihre  In-
schrift zur Rolle Papst Pius
XII. während der NS-Juden-
verfolgung geändert. Zwar
wird Pius XII. (1939-1958)
in dem neuen Text weiter
dafür gerügt, daß die Kirche
nicht öffentlich für die ver-
folgten Juden eingetreten sei.

Vorgänge werden differen-

Neues Denken über
Papst Pius XII.

zierter dargestellt. Die aktua-
lisierte Version kritisiert wei-
ter, daß der Vatikan immer
noch nicht seine Archive für
die historische Erforschung
der fraglichen Jahre geöffnet
habe.

Die Leitung von Yad Vas-
hem erklärte dazu, die Neu-
fassung trage jüngeren For-
schungsergebnissen Rech-
nung.

Italiens Gesundheitsmi-
nister Renato Balduzzi
hat das Recht von Ärzten
verteidigt, die Mitwir-
kung an einer Abtreibung
zu verweigern.

Der aus dem Jahr 1978
stammende italienische Ab-
treibungsparagraf 194, der

Italien: Ärzte dürfen
Abtreibung verweigern

auch ein Verweigerungsrecht
für Ärzte beinhaltet, müsse
vollständig angewandt wer-
den, sagte Balduzzi. Am 20.
Juni hatte das italienische
Verfassungsgericht entschie-
den, daß das Abtreibungsge-
setz nicht im Widerspruch
zur Verfassung stehen darf.

Bei zwei Bombenan-
schlägen auf Kirchen im
ostafrikanischen Kenia
sind am 1. Juli mindestens
17 Menschen getötet und

Mindestens
17 Tote bei
Anschlägen

mindestens fünfzig weite-
re verletzt worden. Wie in-
ternationale Medien be-
richten, ereigneten sich die
Anschläge fast zeitgleich
in der grenznahen Stadt
Garissa im Norden des
Landes.

Vermummte Männer
warfen Sprengsätze in ein
katholisches und ein frei-
kirchliches Gotteshaus
und schossen um sich.

Obwohl Kenia überwie-
gend christlich geprägt ist,
hat das grenznahe Garissa
eine muslimische Mehr-
heit.

Wie geht es im Finanzwesen weiter?
Die amerikanische Notenbank lockerte ihre Geldpo-

litik neuerlich. Sie kaufte weiter lang laufende Staats-
anleihen und verkaufte kurz laufende Staatsanleihen.
Dadurch werden langfristig Zinsen weiter gesenkt.

niert“ werden. Europa wird
mitleiden müssen.

Die seit mehr als einem
Jahr laufenden Ermittlungen
von Finanzaufsichtsbehör-
den in Euopa, Nordamerika
und Japan ließen das Vertrau-
en in die Integrität der glo-
balen Finanzbranche  weiter
sinken. Wegen Malversatio-
nen wurden etwa der briti-
schen Großbank Barclays
Bußen von rund 400 Millio-
nen Euro auferlegt. Die Bank
gab zu, bewußt Falschanga-
ben zur Berechnung von
Zinssätzen gemacht zu ha-

ben. Dazu noch in Europa
drei wenig beachtete Mel-
dungen:·Rajat Gupta, ehemals
Vorstandsmitglied bei Gold-
man Sachs, wurde von einem
US-Geschworenengericht
des Wertpapierbetrugs für
schuldig befunden.·Der US-Investor Allen
Standford ist wegen milliar-
denschweren Anlagebetrugs
zu einer Haftstrafe von 110
Jahren verurteilt worden.·In Frankreich hat die
Polizei die zweitgrößte Fäl-
scher-Werkstatt für Euro-
Scheine ausgehoben, die je
in Europa entdeckt wurde.
Lesen Sie bitte dann den
Kommentar auf Seite 7.

Anleger sollten sich auf
weitere Turbulenzen einstel-
len. Zur Dauerkrise in Euro-
pa werde sich im Herbst ein
unheilvoller Konflikt in den
USA gesellen, urteilt dazu die
Neue Zürcher Zeitung
(NZZ). Investoren befürch-
ten, daß der nächste große
Rückschlag für die Weltwirt-
schaft aus den USA droht.
Diese könnte Anfang näch-
sten Jahres in eine hausge-
machte Rezession abrut-
schen. Sicher scheint zu sein:
Der amerikanische Schul-
denberg muß „weginflatio-
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Absetzung eines slowaki-
schen Erzbischofs:

Parallelen zu
Groër, Krenn

und Mixa?
Am Montag, dem 2. Juli

2012, hat der Vatikan of-
fiziell und ohne Begrün-
dung bekannt gegeben,
daß Papst Benedikt XVI.
den Erzbischof der slowa-
kischen Erzdiözese Trna-
va (deutsch früher „Tyrn-
au“), Exzellenz  Róbert
Bezák CSsR, von seinem
Amt enthoben hat.

Erzbischof Bezák selbst
hatte diese Entscheidung
bereits am 1. Juli 2012 beim
Sonntagsgottesdienst der
Öffentlichkeit  mitgeteilt.

Wie der Sprecher der Slo-
wakischen Bischofskonfe-
renz, Jozef Kovacik mitteil-
te, sei die Absetzung auf das
Ergebnis der im Februar
2012 durchgeführten Apo-
stolischen Visitation zurück-
zuführen. Einzelheiten zum
Ergebnis dieser Apostoli-
schen Visitation werden je-
doch geheim gehalten.

Die Slowakische Bischofs-
konferenz erklärte sich mit
der Entscheidung des Vati-
kans einverstanden.

Mehrere Demos

Nicht jedoch die politische
und kirchliche Öffentlichkeit
der Slowakei. In mehreren
slowakischen Städten gab es
Protestdemonstrationen. Der
ehemalige slowakische Par-
lamentspräsident (von 1990
bis 1992), Christdemokrat
und früherer Widerstands-
kämpfer gegen die Kommu-
nisten, František Mikloško,
erklärte in der slowakischen
Zeitung „Pravda“: „Die Ge-
schwindigkeit, mit der Be-

záks Abberufung vollzogen
werden sollte, könne darauf
hinweisen, daß das Problem
des Umgangs mit hohen
Geldsummen in der Erzdi-
özese Trnava irgendwie mit
den kürzlich publik gemach-
ten Finanzproblemen im Va-
tikan zusammenhängt.“ Und
Mikloško noch deutlicher:
Die Absetzung Bezáks kön-
ne mit dessen „Haltung zu
den finanziellen Machinatio-
nen im Erzbischöflichen Or-
dinariat unter seinem Vor-
gänger Ján Sokol zusam-
menhängen“. Die führende
slowakische Tageszeitung
„SME“ titelte deshalb sogar:
„Mikloško sieht Komplott
gegen Bezák“.

Der angesehene Politiker
und ehemalige Gymnasial-
professor Mikloško kennt
schon aus seiner Zeit als Dis-
sident jene Methoden, mit
denen mißliebige Personen
ausgeschaltet werden.

Tatsächlich tragen die Hin-
tergründe dieser Geschichte
und ihrer handelnden Perso-
nen alle Züge einer „klassi-
schen“ Intrige. Der Vorgän-
ger Bezáks als Erzbischof
von Trnava, Ján Sokol, ist
eine bis heute umstrittene
Persönlichkeit. Sokol, gebo-
ren 1933, war zunächst von
1957 bis 1968 Kaplan in ver-
schiedenen Pfarreien, dann
Präfekt im Priesterseminar
Bratislava (Pressburg) bis
1971, und schließlich bis
1987 Pfarrer und Dekan. Am
26. Juli 1989 wurde er zum
Erzbischof von Bratislava-
Trnava ernannt, von wel-
chem Amt er dann aus Al-
tersgründen im April 2009
zurücktrat.

Während seiner Amtszeit
wurden Vorwürfe laut, er sei
Mitarbeiter des kommunisti-
schen Staatssicherheitsdien-
stes „StB“ gewesen. In den

am 13. Februar 2007 aufge-
tauchten Dokumenten aus
dem „StB“-Archiv  sei sein
Name als Informant ge-
nannt. Dies bestritt jedoch
Sokol mit den Worten: „Die
Namen der in den Dokumen-
ten angeführten Personen,
denen ich angeblich Informa-
tionen geliefert haben soll,
sind mir nicht bekannt.“ Er
bestätigte jedoch, daß er über
den damaligen Geheimbi-
schof Ján Korec in Rom In-
formationen eingeholt habe.

Bis heute kein Urteil

Erzbischof Sokol hatte ge-
gen die Anschuldigungen ei-
nen Prozeß angestrengt, des-
sen Ergebnis angeblich bis
heute noch nicht vorliegt.

Nachfolger Sokols wurde
im Jahre 2009 der Re-
demptoristenpater Róbert
Bezák CSsR. Geboren 1960,
trat er 1979 der Ordensge-
meinschaft der Redemptori-
sten bei, und empfing 1984
die Priesterweihe. Am 18.
Februar 2009 wurde er zum
Erzbischof von Trnava er-
nannt. Bereits im Jun 2009
kam es zu einem Konflikt
Bezáks mit seinem Amtsvor-
gänger Sokol.

In einem Interview mit
dem katholischen Privatsen-
der „TV Markiza“ erklärte
Bezák, es habe zum Zeit-
punkt seiner Amtsübernah-
me in der Buchhaltung der
Erzdiözese „einige Unstim-
migkeiten“ gegeben. Genau-
er gesagt ging es dabei um 55
Millionen Slowakische Kro-
nen (zirka 1,65 Mio Euro).
Amtsvorgänger Sokol wider-
sprach. Die fragliche Über-
prüfung sei „durch ein nicht
ausreichend qualifiziertes
Rechtsbüro erfolgt“.

Sokol hatte daraufhin zur
Wahrung seines guten Rufes

wiederum Prozesse ange-
strengt, deren Ausgang eben-
falls noch nicht vorliegt.

Erzbischof Bezák hatte
deshalb in Rom um eine
Apostolische Visitation ge-
beten, die aber nicht zu Stan-
de kam. Warum es schließ-
lich im Februar 2012 doch zu
einer solchen Visitation kam
und von wem diese initiiert
wurde, wollte (oder konnte)
der Sekretär Bezáks, Hoch-
würden Petr Repa nicht mit-
teilen. Denn bei dieser Visi-
tation ging es auf einmal
auch um angeblich illegal
erteilte Priesterweihen.

Offensichtlich hatte Erzbi-
schof Bezák weder mit dem
Beziehungsgeflecht Sokols,
noch mit den finanziellen
Interessen des Vatikans, und
noch weniger mit der rö-
misch-kurialen Geschäfts-
ordnung gerechnet, die es der
Kurie erlaubt, auch gegen
geltendes Kirchenrecht zu
entscheiden.

Abgründe tun sich auf

Hier scheinen auch die
Parallelen zur Affaire Groër,
Krenn und Mixa zu liegen:
Wer einmal in die Mühlen
der „invidia clericalis“ (kle-
rikaler Neid) gerät, hat kaum
eine Chance.

Vielleicht nur am Rande
der jetzt entfachten „Unge-
horsamsdikussion“ steht die
Frage im Raum: Was ist nun
mit den angeblich geweihten
Priestern?

Und wie steht das alles im
Zusammenhang auch mit
den unter der Sowjetdiktatur
geweihten tschechisch-slo-
wakischen Geheimpriestern
und -bischöfen? Wer und
warum wurde nach dem Fall
des Sowjetsystems als legi-
tim geweiht anerkannt? Wer
und warum nicht bestätigt?
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Prof. Dr. Werner Münch
kommentiert monatlich für
den „13.“ die innenpolitische
Entwicklung in Deutsch-
land.

Das Bundes-
verfassungsgericht

als Wächter
KOMMENTAR VON

PROF. DR. WERNER MÜNCH

Bei den vielen Sach-
und Problem-Diskussio-
nen in der Europäischen
Union (EU) drohen zwei
andere Fragen in den
Hintergrund zu rücken,
die aber von großer
grundsätzlicher Bedeu-
tung sind, nämlich:

1. die Verletzung und Mis-
sachtung von Bestimmun-
gen bestehender EU-Ver-
träge und

2. die Versuche der natio-
nalen Regierungen, die
Mitentscheidungskompe-
tenz ihrer Parlamente aus-
zuhöhlen.

Zu 1. Schon die Schaffung
des Krisenfonds EFSF 2009
bedeutete einen Bruch be-
stehender Regeln, weil eine
unerlaubte Vergemein-
schaftung der Staatsschul-
den zugelassen wurde.

Dasselbe geschieht jetzt
beim Europäischen Stabili-
tätsmechanismus (ESM),
der gegen die Bestimmun-
gen des Vertrages von Lis-
sabon verstößt, weil er eine
direkte Rekapitalisierung
maroder Banken zuläßt.
Nichts anderes beinhalten
die Beschlüsse der Staats-
und Regierungschefs der
EU von Ende Juni 2012,
weil sie den ESM zum In-
strument einer Gemein-
schaftshaftung für Banken
in der Eurozone gemacht
haben.

Verfassungsklagen

Gegen die beiden in Brüs-
sel beschlossenen Geset-
zesvorhaben Fiskalpakt
und ESM sind in Deutsch-
land in Eilanträgen fünf
Verfassungsklagen einge-
reicht worden:

von einem Bundestagsab-

geordneten der CSU über die
Bundestagsfraktion der Lin-
ken, die Organisation „Mehr
Demokratie“ und fünf Pro-
fessoren bis zu einzelnen
Bürgern. Vor wenigen Tagen
hat hierzu eine öffentliche

Anhörung vor dem Bundes-
verfassungsgericht stattge-
funden. Diese Klagen und
gerichtlichen Kontrollen
mißfallen einigen Regie-
rungsvertretern der EU.

So hat zum Beispiel die
damalige französische Mini-
sterin der Finanzen und heu-
tige Direktorin des Interna-
tionalen Währungsfonds
(IWF), Christine Lagarde,
im Zusammenhang mit der
ersten Verfassungsklage des
Mitglieds des Deutschen
Bundestages, Peter Gau-
weiler, zum Vorwurf der Ver-
letzung von Verträgen in der

EU geantwortet: „Wir verlet-
zen alle Rechtsvorschriften,
weil wir einig auftreten und
wirklich die Eurozone retten
wollen. Der Vertrag von Lis-
sabon war eindeutig: Keine
Rettungsaktionen.“

Rüge für Regierung

Zu 2. Das Bundesverfas-
sungsgericht in Deutschland
hat sich in den letzten Jah-
ren schon mehrfach mit der
Frage der Beteiligung des
Bundestages an europapoli-
tischen Entscheidungen be-
faßt.

Dies hat er besonders
deutlich in seinem Urteil zum
Lissabon-Vertrag getan.

In diesem Jahr hat dersel-
be 2. Senat am 19. Juni die
Politik der Bundesregierung
gerügt und ihre Verpflichtung
betont, den Bundestag um-
fassend und rechtzeitig zu
unterrichten. Das zentrale
Problem ist nämlich, daß ei-
nige EU - Staats- und Regie-
rungschefs, besonders in der
Eurozone, so tun, als gäbe es
eine gemeinsame europäi-
sche Regierung, die es aber
nach der Verfassung (noch?)
nicht gibt.

Damit rächt sich das jah-
relange Versäumnis, die eu-
ropäische Währungsunion
nicht von Anfang an konti-
nuierlich zu einer politischen
Union ausgebaut zu haben.
Wir sind zum Teil in einem
„Zwischenstadium“, in dem

die Rechte der National-
staaten „wackeln“, ohne
daß es gleichzeitig eindeu-
tige Rechte der EU und kla-
re Abgrenzungen der Kom-
petenzen zwischen ihr und
den EU-Staaten gibt. In die-
ser Zeit der Entwicklung
sind wir deshalb besonders
froh, daß das Bundesverfas-
sungsgericht über interna-
tionale Kompetenzüber-
schreitungen wacht und die
Mitwirkung des Volkes
durch das nationale Parla-
ment garantiert.  Daß dies
auch notwendig ist, wird
deutlich an der Bemerkung
der IWF-Direktorin Lagar-
de, die bei einer Bespre-
chung mit ihrem Verlassen
der Konferenz gedroht hat,
wenn sie noch einmal das
Wort Bundesverfassungs-
gericht hören sollte. Wie
gut, daß sich dieses Verfas-
sungsgericht als Gericht
und nicht als nachträgliches
Vollzugsorgan europapoliti-
scher Beschlüsse versteht,
die oft nicht mehr den Re-
geln europäischer Verträge
entsprechen und nationale
Rechte missachten.

Die Konsequenz

Und über das Rechtsver-
ständnis einiger Akteure
auf der europäischen Büh-
ne kann man nur fassungs-
los und entsetzt sein.

*Prof. Dr. Werner
Münch ist deutscher Hoch-
schullehrer und ehemaliger
CDU-Politiker und Berater.
Er war von 1991 bis 1993
Ministerpräsident des Lan-
des Sachsen-Anhalt. An-
fang 2009 trat er aus der
Christlich Demokratischen
Union Deutschlands (CDU)
aus.
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Der Sprecher der österreichischen „Pfarrer-Initiati-
ve“, Helmut Schüller, wünschte sich Mitte Mai schär-
fere Konflikte in der katholischen Kirche in Deutsch-
land. Jetzt sind sie da. Lesen Sie S. 10: Dialoggrenzen!

sich gegen den Ungehorsam
gewandt. „Der 13.“ berich-
tete darüber ausführlich.

Auch in einigen anderen
Bistümern haben sich in
jüngster Zeit Initiativen von
Geistlichen gebildet, die auf
ähnliche Reformen in der
Kirche drängen.

Das kirchentreue „Netz-
werk katholischer Priester“
forderte den Freiburger Erz-
bischof Robert Zollitsch
auf, entschiedener gegen
Priester vorzugehen, die in
ihren Gemeinden trotz Ver-
bots wiederverheirateten
Geschiedenen die Kommu-
nion austeilen.

Das Thema war für

Der Papst und ein Zitat aus dem Jahr 1972
Zollitsch akut geworden, als
13 Priester des zweitgrößten
deutschen Bistums ihre For-
derungen ins Internet stell-
ten. In dem mittlerweile von
mehr als 200 Seelsorgern un-
terzeichneten Memorandum
fordern Priester und Diako-
ne, Geschiedene nicht länger
von der Kommunion auszu-
schließen.

Die Antwort Woelkis

Am 27. Juni sprach sich der
Berliner Kardinal Rainer
Maria Woelki für einen of-
feneren Umgang der Kirche
mit Geschiedenen aus. Er
verteidigte die Entscheidung
des Papstes, dem in einer
zweiten Ehe lebenden baye-
rischen Ministerpräsidenten
Horst Seehofer (CSU) die

Kommunion gegeben zu ha-
ben…

Die Katholische Nach-
richtenagentur (KNA)
Deutschlands zitiert in die-
sem Zusammenhang den
heutigen Papst Benedikt
XVI., der 1972 schrieb: „Wo
eine erste Ehe seit langem
und in einer für beide Seiten
irreparablen Weise zerbro-
chen ist; wo umgekehrt eine
hernach eingegangene zwei-
te Ehe sich über einen län-
geren Zeitraum hin als eine
sittliche Realität bewährt
hat, da sollte auf einem aus-
sergerichtlichen Weg auf das
Zeugnis des Pfarrers und von
Gemeindemitgliedern hin die
Zulassung der in einer sol-
chen Ehe Lebenden zur
Kommunion gewährt wer-
den.“

Erstmals seit Jahrzehnten
will ein deutscher Bischof
eine Diözesansynode einbe-
rufen. Der Trierer Bischof
Stephan Ackermann sagte
am 29. Juni bei einem Got-
tesdienst im Dom der Stadt,
es sei notwendig, sich im ra-
sant verändernden dritten
Jahrtausend auch inhaltlich
stärker des Weges des Glau-

Trierer Bischof strebt in seinem Bistum Veränderungen an

Ackermann beruft Diözesansynode ein
bens zu vergewissern.

Es ist Jahrzehnte her, daß
in der Bundesrepublik solche
Synoden stattfanden: Zuletzt
von 1985 bis 1986 in Rotten-
burg-Stuttgart, von 1989 bis
1990 in Hildesheim und
1990 in Augsburg.

Ein Motiv Ackermanns
dürfte sein, dem massiven
Vertrauensverlust zu begeg-

nen, den die Kirche als Fol-
ge des Mißbrauchsskandals
in den vergangenen Jahren
erfahren hat und der
Deutschlands ältestes Bis-
tum heftiger traf als andere
Diözesen. Der 49jährige
wählte dazu die Form der
Diözesansynode Diese birgt
Gefahren: Sie könnte aus
dem Ruder laufen.

Der Europäische Men-
schenrechtsgerichtshof
hat Deutschland zur Zah-
lung von 40.000 Euro an
einen gekündigten Kir-
chenmusiker verurteilt.

Die Straßburger Richter
entschieden am 28. Juni über
die Höhe der Entschädigung
für den Kirchenangestellten,
der wegen einer außereheli-
chen Beziehung von der Di-
özese Essen entlassen wor-
den war. Bereits im Septem-
ber 2010 hatte der Gerichts-
hof dem Mann Recht gege-
ben, die Höhe der Entschä-
digung jedoch noch nicht
festgelegt. Mit der Kündi-
gung sei gegen das Recht des
Mannes auf Privat- und Fa-
milienleben verstoßen wor-
den, so die Richter.

40.000 Euro
für entlassenen

Musiker

Schick kritisiert Kolping-Zentrale
Der Bamberger Erzbi-

schof Ludwig Schick hat
den Kolpingverband
kritisiert und zu mehr
Ortsverbundenheit auf-
gerufen.

 Es brauche weniger Zen-
trale in Köln, weniger Kol-

ping International, weniger
politischen Kolpingverband,
weniger Geldmanagement
und weniger Kolping-Kir-
chenpolitik, sagte Schick am
18. Juni in Bamberg.

Der Verband müsse den
Namen „Familie“ wiederent-

decken und ernst nehmen.
Alle überörtlichen Ver-
bandstrukturen müßten den
Kolpingfamilien vor Ort
helfen. Erst dann könne der
Verband international tätig
werden. Das mutige Wort
eines Bischofs!

Zehn katholische Geistli-
che aus dem Erzbistum Köln
haben sich bisher der „Pfar-
rer-Initiative Österreich“
und ihrem „Aufruf zum Un-
gehorsam“ angeschlossen.

Ein Wort Meisners

Das Erzbistum Köln bestä-
tigte die Information. Kardi-
nal Meisner verwies auf die
Predigt von Papst Benedikt
XVI. am Gründonnerstag,
die eine „theologisch saube-
re Antwort“ auf das Priester-
schreiben sei. In der Predigt
hatte Benedikt XVI. den Re-
formforderungen aus Öster-
reich eine Absage erteilt und
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Mit Lord George Wei-
denfeld, Kardinal Karl
Lehmann und Zaki An-
war Nusseibeh sind Ver-
treter der drei sogenann-
ten „abrahamitischen
Religionen“ mit den Tole-
ranzringen 2012 der Eu-
ropäischen Akademie der
Wissenschaften und Kün-
ste ausgezeichnet worden.
Bei der Preisverleihung
in der Paulskirche sagte
die Bundesministerin für
Bildung und Forschung,
Annette Schavan (CDU),
Demut, Respekt und Tole-
ranz seien die notwendi-
gen Grundhaltungen für
eine friedliche Koexistenz
der Religionen in moder-
nen Gesellschaften.

PERSONALIA

Nach dem Bundestag
hat am 15. Juni auch der
Bundesrat der Reform
der Organspende zuge-
stimmt. Alles auf Linie.

Damit werden künftig alle
Bürger über 16 Jahre regel-
mäßig über ihre Organspen-
debereitschaft befragt. Eine
Pflicht, sich zu entscheiden,
gibt es nicht. Mit der Reform

Reform der Organspende
wandelte der Gesetzgeber
die bisherige „erweiterte Zu-
stimmungsregelung“ in eine
„Entscheidungslösung“ um.
Bei der Organspende handelt
es sich um ein medizinisches
Millionengeschäft.

Bei der Entnahme der me-
dizinischen „Ersatzteile“
müssen die Spender leben.
Das wird verschwiegen!

Als Wegmarke für die katholische Medienarbeit in
Deutschland hat die Deutsche Bischofskonferenz die
Einweihung des neuen Katholischen Medienhauses in
Bonn bezeichnet. Wird alles wirksam weden?

Neues katholisches Medienhaus

katholisch.de, die Katholi-
sche Hörfunkarbeit für
Deutschlandradio und Deut-
sche Welle, die Allgemeine
gemeinnützige Programmge-

sellschaft mbH (APG),
FUNK-Korrespondenz,
Filmdienst, Katholisches
Filmwerk, die „Zeit“-Beila-
ge „Christ & Welt“ sowie
das Kölner Domradio, die
Dreipunktdreimediengesell-
schaft und die KNA-Prome-
dia-Stiftung.

Die Anzahl der jährlichen
Zuzüge nach Deutschland
hat deutlich zugenommen.
Im vergangenen Jahr zähl-
te das Statistische Bundes-
amt in Wiesbaden rund
958.000 Einwanderer.

Zuwanderung nach Deutschland
Das waren 160.000 mehr

als im Jahr 2010. Zuletzt gab
es eine solch hohe Zuwan-
derungszahl im Jahr 1996.

Die Anzahl der Fortzüge
mehrte sich laut Statistik im
Vergleich der Jahre 2010 und

Adenauers Enkel gab
das CDU-Parteibuch zu-
rück. Der Grund: vor al-
lem die schuldenlastige
Europa-Politik von Kanz-
lerin Angela Merkel.

Der Publizist Henryk
M. Broder ist abgestoßen
von der „Erinnerungskul-
tur“ um das frühere NS-
Vernichtungslager Ausch-
witz: Riesige Plakate, Po-
ster und Angebote von
Reisebüros würben dort
für einen Besuch der Ge-
denkstätte. Auschwitz sei
„Standardprogramm für
jeden Touristen“. „Die
Leute gehen aufgekratzt
durch das Lager, lassen
sich unter dem Tor ‘Arbeit
macht frei’ fotografieren
und futtern ihre Stullen
neben der Gaskammer.
„Das ist ekelhaft“, meint
der jüdischstämmige Au-
tor. Ich stimme zu.

Die Bayerische Staatsbi-
bliothek in München fand
bem Katalogisieren griechi-
scher Handschriften bisher
nicht im Original bekannte
Predigten des Kirchenvaters
Origines von Alexandria

Origines-Predigten entdeckt
(185 bis 254). Bisher waren
die Predigten nur in Bruch-
stücken und lateinischer
Übersetzung bekannt. Origi-
nes zählt zu den wichtigsten
christlichen Theologen und
Philosophen der Spätantike.

2011 um 8.000 auf 679.000.
Demnach ergab sich für das
vergangene Jahr ein Wan-
derungsüberschuß von
279.000 Personen. Auch
dies ist laut Statistikamt der
höchste Wert seit 1996.

MEINUNG

Die menschenrechtspoliti-
sche Sprecherin der CDU,
Erika Steinbach, hat sich
für eine Verschärfung des
Prostitutionsgesetzes aus-
gesprochen. Ein aktuelles
Thema! Zwangsprostitution
und die Menschenrechtsver-
letzungen an meist jungen
Frauen aus Osteuropa kön-
nen nämlich durch das Ge-
setz nicht eingedämmt wer-
den. Das Thema „Prostituti-
on“ wird derzeit im ganzen
deutschsprachigen Raum
sehr kontrovers diskutiert.

AUFGESPIEßT

Trotz Steuereinnahmen in
Rekordhöhe und extrem
niedrigen Zinskosten sind
die deutschen Staatsschul-
den so hoch wie nie zuvor:
Bund, Länder und Kommu-

Zwei Billionen Euro…
nen wiesen am 31. März zu-
sammen 2,042 Billionen
Euro Schulden aus. Das
sind 42,3 Milliaren Euro
oder 2,1 Prozent mehr als
ein Jahr zuvor.

Viele neue Filme befas-
sen sich ganz schamlos mit
Prostitution. Sie entspre-
chen dem Zeitgeist: Poli-
tik und Gesellschaft sehen
das älteste Gewerbe der
Welt heute als ein ganz
normales Geschäft.

Frauen werden
zur Ware

Unter dem Dach des Ka-
tholischen Medienhauses
kooperieren die Katholische
N a c h r i c h t e n - A g e n t u r
(KNA), das Internetportal

f.e.
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Die Verlagsgruppe Welt-
bild wird nicht verkauft, son-
dern in eine kirchliche Stif-
tung öffentlichen Rechts
überführt. Das Kirchen-Un-
ternehmen war kritisiert wor-
den, weil es mit Porno Geld
verdient. Jetzt ist alles wie-
der gut: Weltbild gehört
zwölf katholischen Bistü-
mern, dem Verband der Di-
özesen Deutschlands (VDD)
und der Katholischen Solda-

Bischöfe verwandeln Weltbild in Stiftung
tenseelsorge Berlin. Mit ei-
nem Jahresumsatz von 1,6
Milliarden Euro und mehr als
drei Millionen Kunden zählt
Weltbild zu den europäi-
schen Branchenriesen.

Der Geschäftsführer des
Unternehmens, Carel Halff,
zeigte sich erfreut und er-
leichtert über den Beschluß.
Für das Unternehmen mit
seinen rund 6.400 Mitarbei-
tern sei dies „die dauerhaf-

teste und stabilste Lösung“
angesichts der „heftigen
Transformationsphase , in
der sich Buch- und Medien-
markt befänden. Der Ge-
schäftsführer rechnet damit,
daß es noch mehrere Mona-
te dauern wird, bis die Stif-
tung errichtet ist.

Der Kölner Weihbischof
Heiner Koch sieht Gren-
zen für den Dialogprozeß in
der katholischen Kirche.

In manchen immer wie-
derkehrenden Diskussions-
punkten habe das katholi-
sche Lehramt klare Ent-
scheidungen getroffen, die

Glaubensgehorsam ver-
langten, schrieb Koch in
einem Beitrag für die Köl-
ner Kirchenzeitung: „Es ist
frustrierend und uneffektiv,
längst entschiedene Sach-
verhalte zum wiederholten
Male zu thematisieren.“

Lesen Sie dazu Seite 8!

Grenzen des Dialogs

Drohende Kündigung
Einer lesbischen Leiterin

eines katholischen Augs-
burger Kindergartens droht
die Kündigung. „Wir behal-
ten uns weitere Entschei-
dungen nach Ablauf der
Elternzeit vor“, sagte ein
Bistumssprecher. Vorher
wartet die Diözese noch die
schriftliche Begründung des

126.488 Bundesbürger
verließen im Jahr 2011 die
katholische Kirche. 2010
hatte eine Rekordanzahl
von mehr als 181.000 Ka-
tholiken ihren Austritt er-
klärt. Insgesamt sank die
Anzahl der Katholiken
von 24,65 Millionen im
Jahr 2010 auf 24,47 Mil-
lionen im vergangenen
Jahr. Damit gehören noch
29,9 Prozent der Bundes-
bürger der katholischen
Kirche an. Zu den evan-
gelischen Kirchen zählen
laut Bischofskonferenz
noch 23,89 Millionen
Bundesbürger. 7.163
Menschen wollten (nach
einem Austritt) wieder in
die Kirche eintreten. 2010
waren es 7.401!

Kirchen-
Austritte

Ausgerechnet deutsche
Bischöfe unterstützen wei-
terhin „justified killing“.
Einzig Bischof Algermissen
hat sich in der „Fuldaer Zei-
tung“ konträr positioniert.
Politisch korrekt machen sie
gemeinsame Sache mit den
Mächtigen. Gleichzeitig lei-
sten sie Beihilfe zur Tötung,
indem sie einen Vorgang be-
werben und als „Akt der
Nächstenliebe“ verschlei-
ern und „verkaufen“, den
eine wachsende Anzahl von
Menschen und Lebensschüt-
zer auf der ganzen Welt als
legalisiertes Verbrechen an-
sehen.

Übrigens fallen nicht nur
Sterbende der wachsenden
Organgier zum Opfer. Laut
CNN-Berichten machen am
Sinai ärztliche Suchkom-
mandos mit mobilen Opera-

tionszelten gemeinsam mit
kriminellen Beduinen Jagd
auf Flüchtlinge. „Die Ärzte
schneiden dich auf und dann
nehmen sie sich, was sie
brauchen“, sagt der frühe-
re Chef der Rechtsmedizin
in Kairo, Fakhri Saleh.
„Dann lassen sie dich ster-
ben“. Für die Mafia zählt
nur das Geschäft. Und das
ist enorm lukrativ. „Nur mit
dem Handel von Waffen läßt
sich mehr Geld verdienen“,
sagt Saleh. Das heißt, ille-
galer Organhandel ist heu-
te profitabler als der Dro-
genschmuggel oder das Ge-
schäft mit Prostitution.

Einige der in der Päpstli-
chen Akademie für das Le-
ben- (PAL)-Mitglieder, die
ich in den letzten Jahren
kennenlernen durfte, kön-
nen unglaubliche Dinge er-

zählen, die dort passieren.
Vor drei Jahren im Anschluß
an den Kongreß „Signs of
Life“ in Rom habe ich bei
einer PAL-Sitzung zugehört
und mir gedacht: Verirrun-
gen, die sich in Österreich
im Kleinen abspielen, spie-
len sich bei Vatikanischen
Gremien im Großen ab.

Der Dauerkonflikt zeigt

Verirrungen im Kleinen wie im Großen
wieder einmal, warum die
katholische Kirche beim Le-
bensschutz so wenig wirksam
ist: Das Prinzip der Zwei-
deutigkeit dominiert, inhalt-
liche Konflikte werden un-
ter den Teppich gekehrt und
nicht einmal viele eigene
Leute sind von einer „Kul-
tur des Lebens“ überzeugt.

Andreas Kirchmair

Verwaltungsgerichts Augs-
burg ab. Dieses hatte die
Klage des Bistums gegen
den Freistaat Bayern zu-
rückgewiesen. Demnach
darf die Kirche die lesbi-
sche Erzieherin nicht wäh-
rend ihrer Elternzeit entlas-
sen (Aktenzeichen 3 K
12.266).

Die Anzahl der Geburten in
Deutschland ist erneut ge-
sunken. 663.000 geborene
Kinder bedeuteten 2011 ei-
nen Rückgang um 15.000
oder 2,2 Prozent im Ver-
gleich zu 2010, wie das Sta-
tistische Bundesamt am 2.
Juli in Wiesbaden mitteilte.
Erneut lag die Anzahl der To-
desfälle deutlich über der
Geburtenzahl: 2011 starben
in Deutschland 852.000
Menschen.

Weniger Geburten
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Bundesinnenminis ter
Hans-Peter Friedrich
(CSU) verhängte ein Verbot
gegen die salafistische Ver-
einigung „Millatu Ibrahim“,
die ihren Hauptsitz in Solin-
gen hat. Gegen zwei weitere
salafistische Organisationen
leitete er ein Ermittlungsver-
fahren ein. Der Minister sag-
te, die Salafisten verfolgten
das Ziel, den demokratischen
Rechtsstaat zugunsten einer
neuen islamistischen Ord-
nung zu überwinden. Sie

Breite Zustimmung für Kampf gegen Salafisten

Der Salafismus ist eine islamische Strömung. Ihr Vor-
bild sind die „Vorfahren“, arabisch „salaf“, womit die
ersten drei Generationen von Muslimen gemeint sind.
Sie lebten nach Ansicht der Salafisten den „reinen Is-
lam“ der Frühzeit während und kurz nach den „Offen-
barungen“ Mohammeds. Die extremistische Gruppe
strebt einen Allah-Staat an.

strebten den Ersatz der
Volkssouveränität durch Al-
lah an. Der Rechtsstaat sol-

le durch die Scharia, das
Recht des Islam, ersetzt wer-
den.·Der nordrhein-westfä-

lische Innenminister Ralf Jä-
ger (SPD) wertete das Vor-
gehen als „wichtigen Beleg“

für ein entschlossenes Vorge-
hen gegen gefährliche Extre-
misten.·Jägers schleswig-hol-

steinischer Ressortkollege
Andreas Breitner (SPD)
lobte die Maßnahmen als
Zeichen einer wehrhaften
Demokratie.·Die Salafismus-Exper-
tin Claudia Dantschke vom
Berliner Zentrum Demokra-
tische Kultur sagte der Ka-
tholischen Nachrichten-
Agentur (KNA), das Verbot
gegen den Verein „Millatu
Ibrahim“ treffe eine Zelle
geistiger Brandstiftung. Sie
hat durchaus recht.

Daß die Wurzeln des
aktuellen islamistischen
Radikalismus bereits vor
30 Jahren – und das Mit-
ten in Deutschland – ge-
schlagen worden sind,
scheint vergessen.

 Ausgehend von Köln als
Vereinssitz breitete die Orga-
nisation „Kalifatstaat“ ihre
Aktivitäten über die gesam-
te Bundesrepublik und bis in
die Türkei aus. Nach dem
Verbot im Jahre 2001 sanken
zwar die Anhängerzahlen,

Terror arbeitet seit 1984

Der Kalifatstaat ist das Ziel
die Militanz nahm jedoch zu.

Ziele des 2001 in Deutsch-
land vereinsrechtlich verbo-
tenen „Kalifatstaats“ sind
die Beseitigung der laizisti-
schen Staatsordnung in der
Türkei sowie die Einführung
einer islamistischen Ordnung
auf Grundlage der Scharia.
Als Endziel wird die welt-
weite Herrschaft des Islams
unter Führung eines Kalifen
angestrebt.

Der ehemalige Leiter des
„Kalifatstaat“, Metin Ka-

plan, wurde im Oktober
2004 in sein Heimatland Tür-
kei abgeschoben.

2005 erfolgte ein Gerichts-
verfahren wegen Hochver-
rats, in dem er zu einer le-
benslangen Freiheitsstrafe
verurteilt wurde. Durch Ver-

Druckerei mit
Koran-Problemen

 Die Ulmer Druckerei Eb-
ner & Spiegel hat ihren Ge-
schäftsführer entlassen,
weil dieser weitere Koran-
Exemplare für eine Initiati-
ve fundamentalistischer
Muslime produzieren lassen
wollte.  Die Bücher wurden
von Islamisten gratis ver-
teilt. Das Unternehmen pro-
duziert jährlich 70 Millio-
nen Bücher. Die Druckerei

wollte am 19. Juni weitere
50.000 Koran-Exemplare
an eine salafistische Verei-
nigung ausliefern. Das wur-
de mit der Entlassung des
Geschäftsführers verhin-
dert. Seit Oktober hatte die
Druckerei mehr als 300.000
Korane ausgeliefert, die
bundesweit kostenlos in
Fußgängerzonen verteilt
wurden.

fahrensfehler muß der Pro-
zeß aber wiederholt werden.

Unklar ist, ob es unter den
aktuellen politischen Ver-
hältnissen nicht doch zu ei-
nem Freispruch kommen
wird. Man wird sehen.

aus: unzensuriert.at

Kirchen nicht zu schnell abreißen!
Die Vorschläge, Kirchen

nicht zu schnell abzubre-
chen, beziehungsweise „ein-
zumotten“ sollte man doch
häufiger befolgen.  Die Kir-
che in unserem Wohnort,
eine Sankt Margaretha Kir-
che, ist sehr gut gepflegt.
Daneben sind in der Ge-
meinde zwei Kapellen, eine
Josephs- und eine Marien-
kapelle renoviert worden,
die in diesem Jahr 150 jäh-
riges Jubiläum feiern, aus-
serdem eine Anzahl von
Bildstöcken. Der Kirchgang
läßt zu wünschen übrig, die
Bewohner haben aber Freu-
de daran, ihre Kirchen und
Kapellen zu pflegen. Im
Nachbarort ist die Pfarrkir-
che zum Schmuckstück ge-
worden. Daheim bleiben die

Beter, da sie schon ein ho-
hes Alter erreicht haben, um
zu Hause zu beten.

In dieses Konzept paßt
auch ein Auszug des Bi-
schofs von Augsburg, Kon-
rad Zdarsa,   aus seinem Fa-
stenhirtenbrief von 2012:
„An eine längerfristig be-
vorstehende Veräußerung
oder gar den Abriß von Kir-
chen unserer schvwäbisch-
bayerischen Kulturland-
schaft sollten wir nicht ein-
mal denken. Jahrhunderte
lang sind kleine Kapellen, in
denen nur ganz selten die
Eucharistie gefeiet wurde,
unübersehbare Zeichen des
Glaubens und Stätten der
Verehrung der Gottesmutter
und aller Heiligen“.

Dipl.-Ing. F. Kaune
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Islamistische Gruppe bleibt verboten
Der Europäische Men-

schenrechtsgerichtshof
hat die Klage einer isla-
mistischen Gruppierung
gegen ihr Verbot in
Deutschland für unzuläs-
sig erklärt.

Das Gericht urteilte am
19. Juni in Straßburg, die
Ziele der Gruppe „Hizb Ut-
Tahrir“ stünden im Wider-
spruch zur Europäischen
Menschenrechtskonventi-
on. Die Richter sahen als
erwiesen an, daß die Verei-
nigung Israel das Existenz-
recht abgesprochen und zur

Zerstörung des Landes auf-
gerufen habe. Zudem habe
„Hizb Ut-Tahrir“ den Sturz
der Regierung in muslimisch
geprägten Ländern befür-
wortet, um diese durch ein
Kalifat auf Grundlage der
Scharia zu ersetzen.

Aus der Europäischen
Menschenrechtskonvention
lasse sich kein Recht darauf
ableiten, eine Tätigkeit aus-
zuüben, die auf die Abschaf-
fung der in der Konvention
festgelegten Rechte und
Freiheiten abziele. Die Grup-
pierung habe sich bei ihrer

Klage gegen das Verbot in
Deutschland daher nicht
auf das Recht auf Ver-
sammlungsfreiheit berufen
können. Die islamistische
Gruppe wird in Deutsch-
land vom Verfassungs-
schutz beobachtet und ist
seit Januar 2003 durch eine
Verfügung des Innenmini-
steriums verboten. Das
Bundesverwaltungsgericht
hatte eine Klage gegen das
Verbot bereits abgewiesen.
Ebenfalls verboten ist Hizb
Ut-Tahrir in arabischen
Ländern und in der Türkei.

Mit Unverständnis ha-
ben die deutschen Alevi-
ten auf bischöfliche Kri-
tik an der Umwandlung
einer Kirche in ein alevi-
tisches Bethaus reagiert.

Hamburgs Weihbischof
Hans-Jochen Jaschke, Vor-
sitzender der Unterkommis-
sion für den interreligiösen
Dialog bei der Deutschen Bi-
schofskonferenz (DBK), hat-
te vor einem Monat den Ver-

Aleviten kritisieren „Dialog-Bischof“ Jaschke

Aus einer Kirche wird Aleviten-Tempel
kauf einer ehemals evange-
lisch-methodistischen Kir-
che in Mönchengladbach an
die Aleviten als „harte Zu-
mutung“ bezeichnet.

Zwar, sagte er, pflegten
Christen ein freundschaftli-
ches Verhältnis zu anderen
Religionen: „Aber dennoch
dürfen wir grundsätzliche
Verschiedenheiten nicht aus
den Augen verlieren“, mein-
te Jaschke richtig weiter.

Jaschkes Äußerung hat die
Aleviten, eine Sekte des Is-
lam, enttäuscht, weil er und
andere Bischöfe durch einen
„zum Teil intensiven Aus-
tausch mit Aleviten“ seit
Jahrzehnten ein konkretes
Bild über die alevitische
Glaubenslehre vermittelt be-
kommen hätten.

Weihbischof Jaschke sag-
te dann, er empfinde große
Sympathie für die Aleviten.

Da sie vielfach verfolgt wür-
den, verdienten sie Solidari-
tät. Christen wüßten jedoch
auch: „Unser Glaube ist an
JESUS CHRISTUS gebunden,
und wir werden den christli-
chen Glauben nicht vermi-
schen mit Elementen ande-
rer Religionen.“ Eine auf
CHRISTUS geweihte Kirche
könne anderen Religionen
deshalb nur in Notfällen zur
Verfügung gestellt werden.

Der Osnabrücker Bi-
schof Franz-Josef Bode
plädiert dafür, muslimi-
sche Erzieherinnen in ka-
tholischen Kitas (Kinder-
tagesstätten) zu beschäfti-
gen. Zur Begründung ver-
wies er am 19. Juni in Köln
auf die in den kirchlichen
Einrichtungen betreuten
muslimische Kinder.

Der politische Verstand
fehlt da jemandem auf je-
dem Fall, wahrscheinlich
aber auch ein katholi-
scher Hausverstand.

Brett vor
dem Hirn?

„Je näher das Schulende
rückte, desto häufiger mel-
deten sich Mädchen bei uns,
die in ihren Herkunftsländern
zwangsverheiratet werden
sollten und panisch nach ei-
nem Ausweg suchten“, be-
richtet eine Mitarbeiterin der
Frauenorganisation terre des
femmes.

Fast 100 (!) überwiegend
muslimische Betroffene

Seit einem Jahr gibt es das Gesetz gegen Zwangsehen

Mit Paragrafen gegen das Patriarchat
wandten sich im vergange-
nen Jahr an die Berliner
Beratungsstelle.

Vor einem Jahr, am 1. Juli
2011, trat das Gesetz zur Be-
kämpfung von Zwangsehen
in Kraft. Seitdem sind sie ein
eigenes Delikt, stehen auf die
Anbahnung bis zu fünf Jah-
re Haft. Die Opposition
lehnte die Neuregelung ab.

Laut einer Studie im Auf-

trag des Bundesfamilienmi-
nisteriums zählten Bera-
tungsstellen 2008 mehr als
3.400 Fälle drohender oder
vollzogener Zwangsverhei-
ratungen. Der Studie zufol-
ge war ein Drittel der Betrof-
fenen unter 17 Jahre alt.

Ob das Gesetz mehr bringt
als Symbolpolitik, ist nach
einem Jahr noch nicht abzu-
sehen. Schon jetzt ist aber

klar, daß es trotz einer hohen
Dunkelziffer erzwungener
Ehen keine Prozeßlawine ge-
ben wird. Die Praxis in den
Anlaufstellen zeigt: Die
Frauen suchen verzweifelt
nach Beratung und Vermitt-
lung, Klagen gegen die eige-
ne Familie wollen dagegen
die wenigsten. Nur 129 an-
gezeigte Fälle zählte das
Bundeskriminalamt 2011.
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Gebetsmeinung für August 2012
1.  Allgemeine Gebetsmeinung: Daß Inhaftierte gerecht
behandelt werden und ihre Menschenwürde geachtet
wird.
2. Missionsgebetsmeinung: Daß junge Menschen, die zur
Christusnachfolge berufen sind, bereit sind, das Evange-
lium bis an die äußersten Grenzen der Erde zu verkünden
und zu bezeugen.

Gebetsmeinung für September 2012
1.  Allgemeine Gebetsmeinung: Daß Politiker stets ehr-
lich, integer und wahrheitsliebend handeln.
2. Missionsgebetsmeinung: Daß in christlichen Gemein-
den die Bereitschaft wächst, Missionare, Priester und
Laien, und konkrete Mittel für arme Kirchen zur Verfü-
gung zu stellen.

Giuseppe Puglisi (1937-
93), ein von der Mafia in
Palermo ermordeter ka-
tholischer Priester, wird
demnächst seliggespro-
chen.

Die vatikanische Heilig-
sprechungskongregation er-
kannte dem Geistlichen, der
im September 1993 vor sei-
ner Wohnung im berüchtig-
ten Brancaccio-Viertel der si-
zilianischen Hauptstadt
durch einen Genickschuß ge-
tötet worden war, das Mar-
tyrium an. Puglisi sei aus
Haß gegen den Glauben er-
mordet worden, bestätigte
die Kongregation in einem
Dekret, das der Papst am 28.
Juni bei einer Audienz für
den zuständigen Kurienkar-
dinal Angelo Amato autori-
sierte.

Noch kein Termin

Die Ermordung Puglisis,
der sich an sozialen Brenn-
punkten engagierte und Ju-

Seligsprechnung für
Anti-Mafia-Priester

gendliche aus den Fängen
des organisierten Verbre-
chens zu befreien versuchte,
galt als Racheakt der Mafia
gegen die katholische Kir-
che. Ein Termin für die Se-
ligsprechung steht noch nicht
fest. Bei der Anerkennung
des Martyriums ist, anders
als in sonstigen Seligspre-
chungsverfahren, nicht zu-
sätzlich der Nachweis einer
Wunderheilung erforderlich.

Weitere Dekrete

In weiteren Dekreten er-
kannte die Heiligsprechungs-
kongregation150 ermordete
Ordensleute aus der Zeit des
Spanischen Bürgerkriegs
von 1936 bis 1939 als Mar-
tyrer an. Zudem bestätigte
die Kongregation den heroi-
schen Tugendgrad des frühe-
ren Opus-Dei-Prälaten Alva-
ro Del Portillo (1914-94).
Insgesamt veröffentlichte die
Kongregation 17 Seligspre-
chungsdekrete.

Zum ersten Jahrestag
der Seligsprechung und
Ehrung der „Lübecker
Märtyrer“ ist ein Buch
über die vier Geistlichen
erschienen, die für ihren
Widerstand gegen das
NS-Regime ermordet
wurden.

Der Historiker und Theo-
loge Martin Thoemmes
geht in seinem Buch „Sag
niemals drei, sag immer vier“
erstmals der Frage nach,
welche Formen des Geden-
kens es für die drei katholi-

Neues Buch über die
„Lübecker Märtyrer“

schen und den evangelischen
Geistlichen im Laufe der
Jahre gab. Am 25. Juni 2011
wurden in Lübeck die drei
katholischen Kapläne Jo-
hannes Prassek, Hermann
Lange und Eduard Müller
seliggesprochen. Der evan-
gelisch-lutherische Pastor
Karl Friedrich Stellbrink
erhielt dabei ein ehrendes
Gedenken, weil die evange-
lische Kirche keine Selig-
sprechungen kennt. Alle vier
waren vom damaligen Will-
kürsystem für ihren Wider-

stand zum Tode verurteilt
und gemeinsam am 10. No-
vember 1943 im Hamburger
Gefängnis Holstenglacis hin-
gerichtet worden.

Hinweis: Martin Thoem-
mes: „Sag niemals drei, sag
immer vier“ – Das Gedenken
an die Lübecker Märtyrer
von 1943 bis heute. Ham-
burg: Ansgar Medien GmbH
2012. 224 Seiten, 29,95
Euro.

Am 15. August, dem Hoch-
fest der Aufnahme Mariens
in den Himmel, feiert der
schwäbische Wallfahrtsort
Maria Vesperbild mit Kardi-
nal Woelki den Höhepunkt
im Wallfahrtsjahr. Die Kräu-
terbuschen werden vormit-
tags in den heiligen Messen
um 7.30, 8.30 und 10.15 Uhr
geweiht.

Hohes Fest
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Die Schweiz hat gegen
Minarette als Wahrzei-
chen moslemischer Macht
gekämpft – eine völlig fal-
sche These! Natürlich ist
das Minarett ein Macht-
symbol, doch das ist nur
ein Aspekt. Wir haben im-
mer gesagt, wenn im Mi-
narett Glocken läuten,
haben wir gar keine Ein-
wände gegen Minarette.
Doch Minarette sind Ruf-
türme. Der Muezzin ruft
16 Sätze 5 mal am Tage

von diesem Turme. Nur zwei
Sätze sind ein Ruf zum Ge-
bet, alle anderen 14 Sätze
sind reine, religiöse Hetze
gegen alle anderen Religio-
nen und Gottheiten! Leider
wurde von unseren Politi-
kern diese Haß-Schreierei
nie aufgedeckt.

Wer nun konsequente
Schlüsse zieht und diese
müssen wir früher oder spä-
ter ziehen – später kann es
sehr bald zu spät sein –
kommt automatisch zum
Schlusse, daß an unseren

Volksschulen niemals diese
„heiligen Bücher“ etwa als
Religionsunterricht gelehrt
werden dürfen! Natürlich
kann man gegen den Koran
in den Moscheen und Ge-
betshäusern nichts unter-
nehmen – das ist leider un-
ter Religionsfreiheit er-
laubt! Es ist allerdings die
Frage nötig, ist der Islam
eine Religion? Meines Er-
achtens ist der Islam eine
Kampf-Ideologie! Auch bei
der Einwanderung von Mus-
limen müßten ganz andere

Kriterien angelegt werden.
Muslime müßten doch
schriftlich erklären, daß
für sie unsere Verfassung
und Gesetze über dem Ko-
ran stehen werden. Noch
drastischer müßten wir bei
Einbürgerungen vorgehen,
denn die Konsequenzen in
ein paar Jahren werden
verheerend sein – unsere
Heimat wird nicht mehr
unsere Heimat sein!

Willy Schmidhauser
Untere Bündt 5

CH- 8505 Dettighofen

KOMMENTAR

Maurice Page (50),
Journalist und Historiker
aus Fribourg/Schweiz,
wird neuer Chefredakteur
der französischsprachi-
gen Redaktion der katho-
lischen Presseagentur
KIPA/APIC. Er tritt am 1.
September die Nachfolge
von Jacques Berset an.
Seit 2008 steht Page dem
Verein Katholischer Jour-
nalistinnen und Journali-
sten vor.

PERSONALIA
Das Katholische Kollegium

hat der Neugestaltung des
Altarraums der Kathedrale
St. Gallen zugestimmt.

Es handelt sich um ein Pro-
jekt der Londoner Architek-
ten „Caruso St John Archi-
tects“, das im vergangenen
Jahr als Sieger aus einem in-
ternationalen Wettbewerb
hervorgegangen ist.

Die Neugestaltung verur-
sacht Kosten in der Höhe von
1,65 Millionen Franken. Vor-
aussichtlich ist sie bis zum
Herbst 2013 abgeschlossen.

Mit dem Entscheid geht ein
40jähriges Provisorium zu
Ende. In St. Gallen war die
Anpassung an die neuen li-
turgischen Vorgaben des
Zweiten Vatikanischen Kon-
zils (1962-65) nie ganz voll-
zogen worden. Mit dem Pro-
jekt der Londoner Architek-
ten rückt der Volksaltar fast
in die Mitte des Kuppel-
raums.

Über der künftigen Altar-
insel soll als Verbindung zwi-
schen Himme und Erde ein
goldener Reif schweben.

Die älteste Tellskapelle
der Schweiz wurde am 24.
Juni während eines Fest-
gottesdienstes nach ihrer
Renovierung wieder ein-
geweiht. Die 310.000
Franken Renovierungsko-
sten sind noch nicht bei-
sammen. Mit einer Son-
derausstellung im Tellmu-
seum Bürglen von 31. Juli
bis Mitte Oktober möchte
man die Bekanntheit des
„Kleinods“ erweitern. Der
Legende nach ersetzt die
Kapelle das Wohnhaus der
Familie Tell. Die kleine
Wegkapelle am Weg zum
Klausenpaß ist ein
schlichter Putzbau mit Sat-
teldach. An der Fassade
sind Tell und sein Sohn
Walter abgebildet.

Die Thurgauer Katholi-
ken planen den Bau eines
neuen Verwaltungszen-
trums in Weinfelden. Das
Parlament der Katholi-
schen Landeskirche Thur-
gau hat einem Kredit von
rund 761.000 Franken für
den Erwerb von Bauland
zugestimmt. Die Gesamt-
kosten für das geplante
Verwaltungsgebäude be-
tragen ungefähr sechs Mil-
lionen Franken.

Das Priesterseminar St.
Beat in Luzern ist für die
heutigen Bedürfnisse zu
groß. Das Bistum Basel als
Besitzerin will im Herbst ent-
scheiden, wie es damit wei-
tergehen soll – zumal auch

Sanierungsarbeiten anste-
hen.

Bis Sommer 2013 wird das
derzeitige Betriebsmodell
mit Mehrfachnutzungen
weitergeführt werden kön-
nen.

Derzeit ist man daran, alle
möglichen Optionen für die
Zukunft des Hauses zu sam-
meln. In Frage kommen wei-
tere Zusatznutzungen. Offen
ist jedenfalls gegenwärtig
noch, was ab Sommer 2013
mit dem Haus geschieht. Fest

steht: Wie jedes Bistum be-
nötigt auch das Bistum Ba-
sel weiterhin ein Priesterse-
minar. Der Betrieb des Semi-
nars St. Beat kostet jährlich
etwa zwei Millionen Fran-
ken. Diese Kosten werden zu
gut 50 Prozent durch die Ver-
mietung von Zimmern und
Seminarräumen gedeckt und
zu rund 20 Prozent durch
Kirchenkollekten und Spen-
den. Die restlichen 30 Pro-
zent hat das Bistum Basel
beizusteuern.

Zukunft des Priesterseminars ist offen

Anpassung in St. Gallen

Neubau

Tell-Kapelle
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Der wegen einer Twit-
ter-Meldung zur Kristall-
nacht in die Schlagzeilen
geratene Alexander Mül-
ler ist aus der SVP ausge-
treten und hat seine poli-
tischen Ämter niederge-
legt. Müller schrieb, es
brauche vielleicht wieder
eine Kristallnacht, dies-
mal für Moscheen.

Besorgt über eine an-
gebliche angespannte Si-
tuation im Bistum Chur
sind die Stiftungsräte der
Stiftung „Freunde der
Theologischen Hochschu-
le Chur“.

Einige Seelsorgende im
aargauischen Fricktal
wollen den Peterspfennig
für Rom nicht einziehen.
Das zuständige Bischofs-
vikariat St. Urs des Bis-
tums Basel will mit diesen
„Seelsorgenden“ das Ge-
spräch suchen.

In der Schweiz werden
Zwangsheiraten nicht
mehr toleriert. Das Par-
lament hat strenge Maß-
nahmen verabschiedet.
Ein Schweizer Gericht
muß künftig auch dann
eine erzwungene Heirat
aufheben, wenn die Ehe-
leute die Ehe weiterfüh-
ren wollen.

Das Zweite Vatikanische
Konzil (1962-1965) muß
nach Einschätzung der
Schweizer Ordensoberen
verstärkt „in die heutige
Zeit hinein übersetzt wer-
den“. Zwei Dutzend Äbte
und Provinziale versam-
melten sich deswegen in
Saint-Maurice zur Gene-
ralversammlung der Ver-
einigung der Höheren Or-
densobern der Schweiz.

KURZ & BÜNDIG

Rund zwanzig Prozent der
Bevölkerung in der Schweiz
ist gemäß kürzlich veröffent-
lichen Zahlen des Bundes-
amts für Statistik konfessi-
onslos. Das Ostschweizer
Regionalfernsehen TVO:
Besonders augenfällig ist der
Wandel für die Reformier-
ten. Von über der Hälfte der
Bevölkerung 1910 sank ihr
Anteil gemäß einer Grafik
von TVO auf gut 30 Prozent.

Die katholische Kirche hat
im selben Zeitraum vier  Pro-
zent verloren – aufgrund der
Zuwanderung von Katholi-
ken aus dem Süden.

In den Ostschweizer Kan-
tonen sind mit 7,3 (Appen-
zell Innerrhoden) bis 15,7
Prozent (Thurgau) weniger
Menschen konfessionslos als
gesamtschweizerisch, wo je-
der fünfte keiner Religions-
gemeinschaft mehr angehört.

20 Prozent konfessionslos

Die Schweizer Nachrich-
tenagentir kipa berichtete am
ausführlichsten über Vorgän-
ge beim Sender K-TV. kipa
titelt: „Weiter Turbulenzen
um den katholischen Sender
K-TV“.

Konkursverfahren

Kephas Fernsehen e.v., ein
deutscher Verein, der auch
Miteigentümer der konkurs-
bedrohten gemeinnützigen
Kephas Fernsehen GmbH in
Dornbirn ist, widerspricht
dem gegenüber der österrei-
chischen Nachrichtenagen-
tur Kathpress getätigten Aus-
sagen des Programmverant-
wortlichen schweizer Pfar-
rers Hans Buschor.

Der Verein spricht zugleich
von mangelnder Information
über die Verwendung von
Spendengeldern durch den
jetzt auf Basis einer Stiftung
agierenden und von Spen-
dengeldern abhängigen TV-
Sender. So schreibt jedenfalls
kipa.

Vorausgegangen war die
Eröffnung eines Konkursver-
fahrens am Landesgericht
Feldkirch gegen die Gemein-
nützige Kephas Fernsehen
GmbH (gGmbH) in Dorn-

birn. Dessen Miteigentümer,
der deutsche Verein Kephas
Fernsehen, erklärte durch die
Vorsitzende Annemarie
Gauper, die Darstellung
Buschors als unzutreffend,
wonach die gGmbh nur ein
Sendungslieferant von K-TV
gewesen sei und daher K-TV
mit dem Konkurs nichts zu
tun habe.

Buschor sei nach wie vor
Geschäftsführer der nun-
mehr insolventen gGmbH
„und als solcher für die Pas-
siva von 65.000 Euro (rund
78.000 Franken) verantwort-
lich“. „Für uns stellt sich die
Frage, warum der Konkurs
der Dornbirner gGmbH nicht
ordentlich abgewickelt wird,
wo doch eigentlich noch aus-
reichend finanzielle Mittel
vorhanden sein müßten“, so
Gauper in einer Stellung-
nahme. Außerdem könne der
beteilige deutsche Verein
„nicht nachvollziehen“, wo-
hin seine Spendengelder ge-
flossen sind.

Gauper erinnerte in der
Aussendung daran, daß im
Vorjahr – „entgegen den gül-
tigen Vereinsstatuten und ge-
gen den Willen des Vereins-
vorstandes“ – eine Ände-
rung der Rechtsform der Ke-

phas Fernsehen GmbH auf
die neu errichtete Kephas
Medien Stiftung erfolgt sei.
Diese Stiftung ist laut Aus-
sage von Buschor vom lau-
fenden Konkursverfahren
nicht betroffen.

Ungeklärte Situation

Die ungeklärte rechtliche
Situation ist laut Gauper der
Grund dafür, warum ihr Ver-
ein noch vorhandene Spen-
dengelder nicht an die Ke-
phas Medien Stiftung weiter-
gibt. Es werde „nicht trans-
parent gemacht“, wie die
neu gegründete Gesellschaft
eingenommene Spenden ver-
wendet; zudem gebe es vor-
behalte gegen die Geschäfts-
führung. Was Pfarrer Hans
Buschor sagt, lesen Sie bitte
auf Seite 17.

50 Roma sind am 26.
Juni in der französischen
Stadt Annemasse bei Genf
festgenommen worden.
Neun werden verdächtigt,
zu einem Menschenhänd-
lerring zu gehören, der in
Frankreich und in der
Schweiz tätig ist.

Die Synode der Römisch-
Katholischen Landeskirche
des Kantons Zürich hat den
Satz für den Beitrag der
Kirchgemeinden an die Zen-
tralkasse gesenkt. Der Satz
für natürliche Personen liegt
neu bei 1,4 Staatssteuer-Pro-
zentpunkten (bisher 1,5), für
die juristischen Personen leg-
ten die Synodalen den Satz
bei 2,1 Staatssteuerprozen-
ten fest (zurzeit 2,25).

Festnahme

Ermäßigung

Schweizer Pfarrer H. Buschor und K-TV
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Folgen einer päpstlichen Fehlentscheidung
Papst Benedikt XVI. hat

bekanntlich mit einer „in
forma specifica“ gegebe-
nen Approbation die Kle-
ruskongregation ermäch-
tigt, die Rekurse der bei-
den ehemaligen Seminar-
leiter von St. Pölten, Prä-
lat Ulrich Küchl und Dr.
Wolfgang Rothe, nicht
anzunehmen.

Bestimmte Kardinäle, vor
allem Kardinal-Staatssekre-
tär Tarcisio Bertone, verlei-
teten den Heiligen Vater, der
außerdem nicht richtig infor-
miert worden war, zu dieser
ungewöhnlichen Maßnah-
me. Denn es wäre für die
österreichische Kirchenfüh-
rung und die übrigen Urhe-
ber der Medienkampagne ge-
gen Bischof Kurt Krenn
höchst peinlich gewesen,
wenn die Kleruskongregati-
on – wie von ihren Gutach-
tern verlangt – die Pseudo-
Dekrete von Bischof Küng
aufgehoben hätte.

Falsche Unterlagen

Daher entschloß sich die
Kleruskongregation, von ih-
rer Geschäftsordnung Ge-
brauch zu machen, die es ihr
ermöglichte, Kirchengesetze
im Nachhinein aufzuheben
und zu ändern, um damit den
beiden Priestern deren Rech-

te nehmen zu können. Die
notwendige päpstliche Be-
stätigung („in forma specifi-
ca“) wurde durch die Vorla-
ge sowohl falscher als auch
ungenügender Unterlagen
erschlichen.

„Modell St. Pölten“

Durch diese päpstliche
Entscheidung wurde vor al-
lem die Rechtssicherheit in
der Kirche untergraben. In
Zukunft wird kein Priester,
der unschuldig angeklagt ist,
noch die Gewißheit haben,
mit einem klaren Freispruch
rechnen zu können. Jeder
wird bangen müssen, daß die
Kleruskongregation wieder
den Papst zu einem Akt der
Rechtsbeugung einschaltet,
der den kirchenpolitischen
Interessen gerade der libera-
len Bischöfe genehm ist. Die
Causa St. Pölten ist gerade-
zu ein Modell geworden, wie
man unliebsame, glaubens-
treue Priester unter Aus-
schaltung des Rechtswegs
bequem entsorgen kann.

Großer Schaden

Ferner hat durch die Beein-
trächtigung der Rechtssi-
cherheit die Institution des
Papsttums als solche bezie-
hungsweise der Jurisdikti-

onsprimat des Papstes durch
diese Entscheidung großen
Schaden genommen. Wie
der Kirchenhistoriker Kardi-
nal Walter Brandmüller in
seinem Buch Licht und
Schatten, Kirchengeschichte
zwischen Glaube, Fakten
und Legenden (Augsburg, St.
Ulrich Verlag, 2. Auflage
2008, S. 20) ausdrücklich
feststellt, sind dem Jurisdik-
tionsprimat durch das göttli-
che Recht, das Naturrecht
und die Wahrheiten des
Glaubens Grenzen gesetzt.

Gegen jedes Recht

Der Papst wurde im Ver-
fahren der beiden Priester zu
einer Approbation „in forma
specifica“ verleitet, die so-
wohl gegen göttliches Recht
als auch gegen das Natur-
recht verstößt. Denn es ist
schon vom Naturrecht her
unzulässig, den Freispruch
eines Unschuldigen zu blok-
kieren und dafür „Maßnah-
men“ zu verhängen. Außer-
dem hätte Papst Benedikt
XVI. mehrere Gebote des
Dekalogs, besonders das 8.,
„in forma specifica“ aufhe-
ben müssen, um alle Unge-
reimtheiten der Apostoli-
schen Visitation zuzudecken.

Schließlich gibt es in kei-
nem funktionierenden

Rechtssystem der Welt eine
Instanz, die während eines
laufenden Verfahrens Geset-
ze und Vorschriften abändern
kann, wie dies in der Causa
St. Pölten geschehen ist.
Aber auch der Kirche insge-
samt ist durch diese Appro-
bation kein Dienst erwiesen
worden.

Strafen

Gewisse österreichische
Kirchenführer haben ein
Exempel statuiert, wie man
den Heiligen Stuhl mit Hilfe
einer Medienkampagne er-
pressen und eigene Interes-
sen durchsetzen kann. Bisher
hat man nichts gehört, daß
auch nur einer von ihnen
vom Papst zur Rechenschaft
gezogen worden wäre. Der
Heilige Stuhl wäre gut bera-
ten gewesen, gegen die Ur-
heber der Kampagne mit har-
ten Strafen vorzugehen, um
Wiederholungsfälle zu ver-
meiden.

Die päpstliche Approbati-
on und die Fahrlässigkeit der
Römischen Kurie in der Cau-
sa St. Pölten sind mit verant-
wortlich dafür, daß es zur
medial inszenierten Causa
Wagner und schließlich zur
Causa Bischof Mixa gekom-
men ist. Gewissen kirchli-
chen Kreisen war es nämlich
nach der päpstlichen Ent-
scheidung in der Causa St.
Pölten offenkundig bewußt,
daß sie durch das Anzetteln
neuer Medienkampagnen
nichts zu fürchten haben.
Denn man rechnete damit,
daß der Papst nur einen di-
plomatischen Ausgleich su-
chen, nicht aber nach Recht
und Gerechtigkeit entschei-
den wird.

Gabriele Waste

Hochschule Heiligenkreuz wird ausgebaut
Die Pläne für den Ausbau

der Päpstlichen Hochschule
Benedikt XVI. Heiligen-
kreuz im Wienerwald stehen
fest. Um rund fünf Millionen
Euro sollen vier zusätzliche
Hörsäle, zwei Bibliotheken
und ein Medienschulungs-
zentrum für zukünftige Prie-
ster gebaut werden. Neben

zwölf zusätzlichen Instituts-
büros ist außerdem die Er-
richtung eines neuen „Insti-
tuts für die Theologie von
Papst Benedikt XVI.“ ge-
plant. Ein Bausteinprojekt
soll dabei helfen, die erfor-
derlichen finanziellen Mittel
in Form von Spenden aufzu-
bringen. Mit aktuell 208 Stu-

dierenden hat sich die Anzahl
der Studenten an der Hoch-
schule nach Angaben des
Heiligenkreuzer Abtes Ma-
ximilian Heim in den ver-
gangenen Jahren vervier-
facht. Das Hochschulgebäu-
de „platzt aus allen Nähten“,
erklärt der Großkanzler der
Hochschule.
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In Wien ist am 26. Juni eine
Ausstellung über den unga-
rischen Kardinal Jozsef
Mindszenty (1892-1975) er-
öffnet worden.

Die zweisprachige Ausstel-
lung „Fidelissimus Pastor“
(Der treueste Hirte) widmet
sich bis 10. August dem von
Faschisten und Kommuni-
sten verfolgten „Bekenner-
bischof“. Der Kardinal war
Opfer der Kirchenpolitik.

Im Schloßmuseum Linz ist
die Ausstellung „Treffpunkt
Kloster-Leben„ zu sehen.

Insgesamt beteiligen sich
30 Orden an der Schau, die
auf Initiative der Oberöster-
reichischen Landesmuseen
und mit Unterstützung des
Landes Oberösterreich ent-
standen ist. Im Linzer
Schloßmuseum ist die Aus-
stellung bis 25. November
zugänglich. Die Schau-„Aus-
senstellen“ bei den einzelnen
oberösterreichischen Or-
densgemeinschaften schlies-
sen am 30. September.

Ausstellung über
Mindszenty

Der Domschatz von St.
Stephan kehrte in den Wie-
ner Stephansdom zurück.

Er ist seit 3. Juli in einer
Ausstellung auf der Westem-
pore der Öffentlichkeit prä-
sentiert. Schmuckstück der
Schau ist das berühmte Por-
trät von Herzog Rudolf IV.,
dem „Stifter“, aus dem 14.
Jahrhundert, das als das äl-
teste gemalte Porträt des
Abendlandes gilt.

Der katholische Sender
K-TV wird fortbestehen
und an seiner inhaltlichen
Orientierung – „bedin-
gungslose Treue zur rö-
misch katholischen Kir-
che“ – nichts verändern:

Treffpunkt
Kloster-Leben

Domschatz
kehrte zurück

„Das kann ich Ihnen ga-
rantieren , sagte der
Schweizer Pfarrer Hans
Buschor zu kolportierten
Konkursgerüchten rund
um K-TV.

Laut Buschor, der für
die geistliche Ausrichtung
des „christlichen Kultur-
senders“ verantwortlich
ist, wurde zwar am Lan-
desgericht Feldkirch ein
Konkursverfahren eröff-
net, dieses betreffe aller-
dings eine bis vor einem
Jahr für K-TV produzie-
rende gemeinnützige
GmbH (gGmbH) und
nicht die bereits vor über
einem Jahr geschaffene
„Kephas Medien Stif-
tung“. Lesen Sie auch Sei-
te 15!

K-TV

Unkonkreter
geht es nicht

Die Erzdiözese Wien sei
in einem beginnenden
„Reformprozeß gut unter-
wegs“ sagte Kardinal
Christoph Schönborn im
Anschluß an einen „Tag

Kardinal Schönborn begann kürzlich seine Glück-
und Segenswünsche an den Islam mit der klassischen
Formel „Bismillah er-Rahman er-Rahim“ (Im Namen
Gottes, des Allerbarmenden, des Allbarmherzigen).

Schwestern und Brüdern“
zum Jubiläum 100 Jahre Is-
lamgesetz in Österreich. Ge-
setz und Konzilstexte bilden
eine gute Grundlage für kon-
struktives Miteinander mit
dem Islam, sagte er.

Als Positivbeispiele nann-
te Schönborn eine Reise jun-
ger Muslime und Christen

Die österreichische Staats-
verschuldung betrug mit
31.03.2012 nach neuesten
Berechnungen von Statistik
Austria 222,6 Mrd. Euro
oder 73,5 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes (BIP).
Damit lag die Staatsverschul-
dung um 11,8 Milliarden
Euro über dem Vorjahres-
quartalswert, in Relation zum
BIP um 1,1 Prozentpunkte
darüber. Von der Art der Ver-
schuldung entfielen Ende
März 2012 182,2 Mrd. Euro
auf Anleihen und 40,4 Mrd.
Euro auf Kredite.  Auf jeden
Österreicher entfallen 2.000
Euro Staatsschulden. Lesen
Sie dazu Seite 5 und 9!

anläßlich des 100-Jahr-Jubi-
läums nach Bosnien, mitein-
ander Fußball spielende Ima-
me und Priester sowie mus-
limische Familien, die Chri-
sten zum Essen im Fasten-
monat Ramadan einladen.

Kardinal Schönborn wört-
lich an seine muslimischen
Adressaten: „Diese Initiati-
ven geben Hoffnung, Gott sei
Dank! Oder wie Sie sagen
würden: El ham du li llah!“

Kommentar überflüssig!

der Räte“. Rund 250 Per-
sonen aus diversen Bera-
tungsgremien nahmen
daran teil. Man stehe zwar
noch immer ziemlich am
Anfang, sagte der Kardi-
nal. Er habe bei den Teil-
nehmern aber sehr deut-
lich den Mut und den Wil-
len zur Veränderung
wahrgenommen. Diese
würden aktiv und positiv
in Angriff genommen. Sie
brächten den Verlust von
Vertrautem mit sich, da-
für entstehe aber Neues…

Worte. Nur Worte. Qua,
Qua.

Schulden
Der St. Pöltener Bischof

Klaus Küng sieht die „Ge-
fahr eines Kampfes“ in der
Kirche. Eine solche Gefahr
stünde im Raum, so der Bi-
schof zur aktuellen Situation

der Kirche in Österreich.
Küng äußerte das am 29.
Juni in seiner Predigt bei der
Feier des Hochfestes der
Apostel Petrus und Paulus
im Dom von St. Pölten. Es
stünden Auffassungen von
Kirche einander gegenüber,
die „nicht vereinbar“ zu sein
scheinen.

Die Einheit der Kirche sei
von Anfang an in Gefahr ge-
wesen. Die Kirche habe im-
mer unter Spaltungen gelit-
ten. Es dürfe daher „nicht
wundern, wenn es in einer
Zeit gewaltiger Umbrüche
nicht leicht ist“, sagte der
Bischof. Das Petrusamt sei
der Garant der Einheit.

Küng sieht Gefahr eines Kampfes

Schönborn grüßt in NamenAllahs

f.e.

Die „klassische Formel“ ist
nichts anderes als die „Bas-
mala“, mit deren Rezitation
der Kardinal eigentlich be-
reits zum Islam konvertiert
ist, was kirchenrechtlich sei-
ner automatischen Exkom-
munikation gleichkommt.

Der Wiener Erzbischof
gratulierte „muslimischen
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Martin Humer ist vor einem Jahr von uns gegangen.
Seine sterbliche Hülle liegt am Friedhof in Waizenkir-
chen in Oberösterreich, seiner langjährigen Wirkstät-
te als Meisterfotograf und „Pornojäger“. Die Redakti-
on gedenkt eines Großen vor dem HERRN.

Ich habe diese Begeben-
heit lange Zeit später dem
Martin erzählt. Er selbst
konnte sich daran nicht mehr
erinnern. Er hat mir aber ge-
sagt: „Da gibt es ganz ande-
re, die sich für den Pornojä-
ger schämen. Und du hast ja
dazugelernt.“

Versöhnlich als Mensch

Er war, bei aller Unnach-

giebigkeit in der Sache, ein
sehr versöhnlicher Mensch.
Heute bin ich auf jedes Foto
stolz, auf dem ich gemein-
sam mit Martin Humer ab-
gelichtet bin.

Martin hat mich auch ab
und zu gebeten, auf Porno-
messen für ihn Beweismate-

rial sicherzustellen, das
heißt, zu kaufen. Das, wovor
mir am meisten grauste, war
der ungeheure Gestank. Am
liebsten hätte ich mir Hygie-
ne-Handschuhe aus Latex
angezogen Tagelang war der
Gestank auf der Haut nach
so einer „Sicherstellung“.
Die Halle, die DVDs und al-
les stinkt penetrant.

Wonach ich suchen muß-
te, hat Martin mir erklärt.
Das meiste war nicht mehr
verboten. Was er noch anzei-
gen konnte, waren Gewalt,
Inzest und Pädophilie. Wenn
ich ihm die DVDs übergeben

habe, hat er sie nicht einmal
aus der Verpackungsfolie
herausgenommen. Er hat den
Umschlag angeschaut, foto-
kopiert, die Anzeige ge-
schrieben und die DVDs in
einem Stahlschrank einge-
sperrt, als Beweismaterial
vor Gericht.

Sehr bald war einem der
Verkäufer offenbar aufgefal-
len, daß immer, wenn ich
einkaufte, er Anzeigen von
Humer bekam. Auf meiner
letzten Einkaufstour für
Martin schrie mich der Ver-
käufer an, ich solle mich
„schleichen“, er verkaufe
mir nichts, mir perversem
Schwein.

Ich habe darauf langsam
aber doch zügig die Porno-
messe verlassen. Da hatte
ich, allein, einfach Angst.

Martin Humer war da an-
ders. Einer seiner langjähri-
gen Mitarbeiter erzählte mir,
daß Martin in Wien am
Westbahnhof bei der Polizei-
wache Pornographie anzei-
gen wollte, die er am West-
bahnhof sichergestellt hat.
Die Folge war eine Verhaf-
tung Humers! Die Polizisten
drückten ihn so fest auf den
Boden, daß Martin einen
gebrochenen Arm davon-
trug. Martin kämpfte nicht
nur gegen die Pornomafia,
sondern auch gegen die im-
mer korrupter werdende Po-
lizei und Verwaltung.

Sein Wissen,
seine Arbeit

Ich erinnere mich gut: ich
ging mit ihm auf der Linzer
Landstraße, da sah er gegen-
über einen gutgekleideten,
wohlgenährten Herrn. Mar-
tin rief zu dem Herrn: „Sie
Verbrecher, Sie, schämen Sie
sich!“ Der Mann ver-
schwand ganz schnell. „Ja“,
sagte Martin, „der Mann ist
ein Staatsanwalt und ich
kann beweisen, daß er ein
Verbrecher ist.“

Bei dem Gerichtsprozeß

In memoriam Martin Humer

Oft habe ich mit Martin
Humer gesprochen. Die letz-
ten beiden Jahre wunderte er
sich oft, warum er nicht mehr
so angegriffen wurde. Ich
sagte ihm immer: Martin,
die warten einfach auf dei-
nen Tod. Dann hat er immer
gelacht, und gesagt: „Den
Gefallen mache ich ihnen
noch lange nicht!“

Am 31. Juli 2011 hat GOTT
der HERR den lieben Martin
aber dann doch in die Ewig-
keit geholt und ihm die ver-
diente ewige Ruhe ge-
schenkt. Sozusagen die ech-
te Pension. Denn in Pension
war er zwar als Fotografen-
meister, aber gearbeitet hat
er bis wenige Wochen vor
seinem Tod ganz intensiv.

Erinnerung

Meine eingeprägtenste Er-
innerung gemeinsam mit
Martin macht mich nicht
stolz: Wenn mir meine Erin-
nerung keinen Streich spielt,
war es bei der Inthronisation
Bischof Kurt Krenns in St.
Pölten. Ich stand (als ganz
junger Spund) mit Martin
Humer am Domplatz und ein
Fotograf wollte uns fotogra-
fieren. Ich ging von Martin
weg, weil ich mich schämte,
mit Martin gemeinsam auf
einem Bild zu sein, und „Gott
bewahre“ auch noch ge-
meinsam mit ihm in einer
Zeitung zu erscheinen.

Ich hatte dann viele Jahre
Zeit, bis heute, mich für die-
se Feigheit und Dummheit zu
schämen.

Martin Humer mit der ältesten Tochter von Albert Engel-
mann, Lea, bei einem seiner vielen Besuche in der Redak-
tion in Kleinzell im Jahr 2007.
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wegen der Zunietschung des
Otto Mühl Bildes, auf dem
Mühl Mutter Teresa, Hans
Herman Groer und Kurt
Krenn beim Gruppensex
darstellte, erlebte ich diesen
virtuosen Martin Humer.
Er führte die Verhandlung
und Richter Weiß ließ ihn,
halb belustigt, halb bewun-
dernd gewähren. Als aber
wir, das zahlreiche Publi-

kum, für Martin Humer zu
applaudieren begannen und
ihm zujubelten, drohte Rich-
ter Weiß den Saal räumen zu
lassen. Martin Humer dreh-
te sich um und sagte schmun-
zelnd zu seinen Fans: „Jetzt
seids ruhig, sonst schmeißt
eich der Richter hinaus.
Seidts jetzt bitte ruhig!“

Und fast wie aus einem
Mund erscholl ein: „Ja, mir
san scho ruhig!“

Für seine echte Heldentat
der Übernietschung der heu-
te heiligen Mutter Teresa
wurde er von Richter Weiß
nicht bestraft. Ein Mitgrund
war die Aussage Otto
Mühls: „Die Übermalung
des Humer ist Aktionskunst,
und muß am Bild bleiben.“

Mit dieser Aktion hatte
Martin eine Mehrheit der
Bevölkerung hinter sich. Er
hat das sichtlich mit Wohl-

wollen ertragen. Jetzt, ein
Jahr nach seinem Heimgang,
wird sein umfangreiches Ar-
chiv aufgearbeitet werden
und für schnelle elektroni-
sche Recherchen aufberei-
tet. Dafür dürfen wir Gün-
ter Annen danken, der sich
darum kümmern wird. Das
Vermächtnis des Martin ist
groß. Wir werden versuchen,
so wie er, für CHRISTUS ein-
zustehen.

Fortsetzung von Seite 18

Demnächst wird wieder
des Spiel vom Leben und
Sterben des reichen Mannes
vor der beeindruckenden
Fassade des Salzburger
Doms aufgeführt werden.
Wohl kaum jemand auf den
vollbesetzten Tribünen wird
sich seinen Kunst-Genuß mit
Gedanken an das Sterben
des katholischen Österreich
trüben lassen!

VON DR. J. PREßLMAYER

Kürzlich berichtete der
ORF: „Allein in Wien haben
laut Statistik Austria fast 53
Prozent der Volksschüler
nicht Deutsch als erste Um-
gangssprache.“ Das angese-
hene „Vienna Institute of
Demography“ prognostiziert
für 2051 in der Bevölke-
rungsgruppe unter 15 Jahren
eine moslemische Mehrheit
in Österreich. Allen anderen
Religionen zusammen wird
ein Anteil von 7 bis 12 Pro-
zent vorhergesagt, so daß
sich die Katholiken auf eine
Minderheit von etwa 5 Pro-
zent vermindern, besser ge-
sagt, abtreiben.

Als ich in Schio, wo das
Jesuskind wiederholt Tränen
wegen Massenvernichtung

Ein Erfolgsbericht:

Wir müssen Zeugnis geben!
der ungeborenen Kinder ver-
goß, vor Jahren den Präsi-
denten der Bewegung „Con
CHRISTO per la vita“ – „Mit
CHRISTUS für das Leben“ zur
Situation des Lebensschut-
zes in Italien fragte, gab er –
übersetzt – zur Antwort: „Es
wird immer schlechter, aber
wir müssen Zeugnis geben!“

„Kliniken“ geschlossen

Das war für mich der letz-
te Anstoß in Gmünd (Nieder-
österreich), wo seit der Ein-
führung der „Fristenlösung“
rund 1.000 Kinder im dorti-
gen Krankenhaus abgetrie-
ben wurden – 40 Schulklas-
sen zu je 25 Kindern – nach
dem Vorbild anderer Vigili-
en in Österreich, dort eben-
falls eine Vigil zu starten.
Nach 4 ½ Jahren bekam ich
schließlich von der Polizei
die Nachricht, daß die Ab-
treibungen in Gmünd einge-
stellt wurden.

Bereits vorher konnten
zwei Abtreibungskliniken,
eine in Salzburg und die Mai-
ro-Klink in Wien, durch GOT-
TES Hilfe und die Aktivitäten
der Lebensschützer von HLI
geschlossen werden. Das In-
ventar dieser Tötungs-Stät-

ten, das mir HLI zur Verfü-
gung stellte, wo ich selbst
mehrere Jahre als Gehsteig-
berater mitgearbeitet habe,
wurde zunächst in der frühe-
ren Beratungsstelle in der
Großen Sperlgasse in Wien
ausgestellt. Das „Bezirks-
journal“ titelte damals: „Be-
zirk gegen bizarres Abtrei-
bungs-Museum“.

Begeistert war ich, als die
„Lichterketten“ der „Akti-
onsgruppe Jugend für das
Leben“ von Linz aus nach St.
Pölten, Salzburg und Eisen-
stadt verbreitet wurden und
in Wien in Zusammenarbeit
mit „Geborene für Ungebo-
rene“ und HLI, ein beein-
druckender „Fackelzug für
die ungeborenen Kinder“ ab-
gehalten wurde.

Das Wunder geschah

Die „Aktion Leben“ be-
kämpfte von Anfang an die
Vigil-Bewegung. Es verbot
sie auch der St. Pöltner
Zweigverein, wo ich Mitglied
und Mitveranstalter der
Lichterkette in St. Pölten
war. Die weitere Teilnahme
an Lichterketten wurde ver-
boten. Beten vor Abtrei-
bungs-Kliniken wurde als

„kontraproduktiv“bezeichnet.
Durch undercover-Re-

cherchen gelang mir der
Nachweis, daß die „Aktion
Leben“ unaufgefordert die
Tötungspille „RU 486/Mife-
gyne“ empfiehlt, Beratungs-
bestätigen ausstellt, welche
in Wien zu subventionierten
Abtreibungen berechtigen
und zur Fiala-Klink in Salz-
burg und zur Fleischmarkt-
Klink in Wien mit den Wor-
ten: „In Wien, wissen’S eh,
da ist ein Fleischmarkt, da
kann man das machen“, wei-
terleitet.

Da alle Schreiben an Kar-
dinal Schönborn und den
Vatikan erfolglos blieben, sah
ich mich 2009 zu einem dra-
stischen Schritt veranlaßt: Es
begannen die „Hunger-
streiks“.

Und nun geschah das
„Wunder“! Ich besuchte
mehrmals Prälat Ratzinger
in Regensburg, der zusagte,
den Heiligen Vater zu infor-
mieren. Offensichtlich infol-
ge dieser Kontakte erhielt ich
die Zusicherung von Bischof
Küng, daß er die anderen Bi-
schöfe ersuchen werde, eine
„Entflechtung“ von der
„Aktion Leben“ vorzuneh-
men. Wir müssen Zeugnis
geben!

A. Engelmann
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Zusammenbruch der Sozialfürsorge für Priester

„Übernatürliche Liebe“ der Bischöfe am Ende
Die Erzdiözese Wien und die Diözese St. Pölten kön-

nen ihr bisheriges System der Sozialvorsorge für Prie-
ster nicht mehr finanzieren. Dies wurde in einem offi-
ziellen Rundschreiben Anfang März 2012 den Prie-
stern bekannt gegeben.

Dominus“, Art. 28).

Bevormundung

Tatsächlich jedoch ist die
„Befreiung“ von der Pflicht-
versicherung derzeit nicht
nur teurer als die staatliche
Sozialvorsorge, sondern be-
inhaltet auch keine Alters-
vorsorge. Ein eventueller
Ruhestand der Priester be-
ginnt erst nach Erreichung
des 75. Lebensjahres, wor-
auf die Bischöfe eingedenk
ihrer „übernatürlichen Lie-
be“ den Priestern aus Kir-
chensteuergeldern ein Ruhe-
gehalt gewähren.

Dieses Bischöfliche Sozial-
system entspricht – zumin-
dest in Österreich – nicht den
Weisungen des Zweiten Va-
tikanischen Konzils. Denn
nur in jenen Staaten, „in de-
nen die soziale Vorsorge zu-
gunsten des Klerus noch
nicht genügend geordnet ist,
soll durch die Bischöfe für
den gebührenden Unterhalt
der kranken, invaliden und
alten Priester gesorgt“ wer-

den. (Dekret „Presbyter-
orum ordinis“, Art. 21). Da
es in Österreich ein funktio-
nierendes Sozialsystem gibt,
erweckt das derzeitige Sozi-
alsystem der österreichi-
schen Bischöfe eher den Ein-
druck einer Bevormundung
oder sogar Repression der
Priester.

Mindestrente

Der österreichische Ge-
setzgeber hielt die „überna-
türliche Liebe“ denn auch
für keine ausreichende Ga-
rantie einer sozialen Vorsor-
ge. Er verpflichtete daher die
Bischöfe im § 314 des ASVG
(„Allgemeines Sozial-Versi-
cherungs-Gesetz“) zur
Nachzahlung sämtlicher So-
zialabgaben, sollte ein Prie-
ster aus dem kirchlichen
Dienst ausscheiden. Aller-
dings beträgt dieser „Über-
weisungsbetrag“ nur „7 v. H.
der für Arbeiter in Betracht
kommenden Beitragsgrund-
lage“. Im Klartext bedeutet
dies, daß dann ein Priester
eine monatliche Rente von
zirka 800 Euro bekäme. Der
Bischof ist laut Gesetz zu
dieser Nachzahlung aber
auch nur dann verpflichtet,

wenn der betreffende Prie-
ster ein sozialversicherungs-
pflichtiges Dienstverhältnis
eingeht.

Priester vor dem Nichts

In allen anderen Fällen,
wenn zum Beispiel ein Prie-
ster aus Altersgründen kein
Dienstverhältnis mehr einge-
hen kann, und aus kirchen-
politischen Gründen ausge-
stoßen wird, steht er vor dem
Nichts. Mit dem Ausschei-
den aus der Diözese endet
auch die übernatürliche Lie-
be seines Bischofs. Solche
Fälle gab es bereits in jüng-
ster Vergangenheit.

Es ist klar, dass ein solches
sklavenähnliches Abhängig-
keitsverhältnis die Priester zu
willfährigen Befehlsempfän-
gern degradiert. Angesichts
der üppigen Finanzskandale
mancher Bischöfe und der
Kirche insgesamt, kann die-
se soziale Unterversorgung
der Priester nur als Skandal
bezeichnet werden. Noch
dazu, weil sich die Bischöfe
erst unter dem Druck einer
drohenden finanziellen Plei-
te langsam zu einem verbes-
serten Sozialsystem ent-
schließen können.

Der Anteil der Musli-
me an der Wohnbevölke-
rung in Österreich
wächst beständig.

Insgesamt lebten im Jahr
2010 eineinhalb Millionen
Menschen mit Migrations-
hintergrund in Österreich
(18,6 Prozent der Gesamt-
bevölkerung). Die Mehr-

heit der Muslime kommt
aus der Türkei (185.000),
knapp dahinter Muslime
aus dem ehemaligen Jugo-
slawien. Communities von
mehr als 10.000 Muslimen
kommen weiters aus Ruß-
land (vor allem Tschetsche-
nen), aus Ägypten, Syrien,
dem Irak und dem Iran.

Muslime werden mehr Kanzel-Tausch
Auf einen Tausch ihrer Pre-

digtkanzeln haben sich der
Wiener Pfarrer Martin
Rupprecht und der muslimi-
sche Imam Hizir Uzuner
verständigt. Rupprecht lud
den Iman von Bad Vöslau
(Niederösterreich) am 24.
Juni in seine Pfarre Schön-
brunn-Vorpark ein. Rup-
precht predigte dann in der
Moschee von Bad Vöslau.

Die Diözesen sehen sich
daher gezwungen, die sozia-
le Grundversorgung der Prie-
ster künftig von einer öffent-
lichen Einrichtung besorgen
zu lassen. Diese Grundver-
sorgung umfaßt lediglich
eine Krankenversicherung,
nicht jedoch eine Pensions-
und Altersvorsorge. Andere
österreichische Bistümer be-
sorgen die Krankenversiche-
rung der Priester teils durch
private Versicherungsinstitu-
te oder durch öffentliche
Krankenkassen. Eine Pensi-
onsversicherung als Alters-
vorsorge existiert aber in
keinem einzigen der österrei-
chischen Bistümer.

Alles nur Worte

Im Rahmen von Staatsver-
trägen der Kirche mit der
Republik Österreich in den
1960er-Jahren hatten die
Bischöfe eine „Befreiung“
der Priester von der ver-
pflichtenden staatlichen So-
zialversicherung ausgehan-
delt. Die Bischöfe hatten er-
klärt, die soziale Vorsorge für
die Priester selbst durchfüh-
ren zu können. Dies bringe
den Priestern finanzielle Vor-
teile und mehr Sicherheit,
wurde als Begründung be-
hauptet. Denn „die Bezie-
hungen zwischen dem Bi-
schof und den Priestern müs-
sen vor allem auf den Ban-
den der übernatürlichen Lie-
be aufbauen“, wie später das
Zweite Vatikanische Konzil
bestätigte (Dekret „Christus
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Zum Spezial-Spiritual für
kirchliche Homosexuelle er-
kor der Wiener Erzbischof
den Haarlem-Pater Joop
Roeland OSA (geboren
1931, verstorben 2010 in
Wien): „Mein Ziel ist dann
erreicht, wenn Homosexuel-
le als ganz normale Men-
schen gesehen werden“, gab
dieser bekannt. Er habe sich
unheimlich über das Anlie-
gen des Kardinals gefreut,
daß Homosexuelle von der
Kirche „angenommen“ wer-
den, frohlockte der Homo-
Lobbyist aus Holland im
„Dialog“, dem bunten „Ma-
gazin für alle Katholik(inn)en
der Erzdiözese Wien“.

VON DR. FRED DUSWALD

Seit jeher lehrt die katholi-
sche Kirche, daß unsittlich
handelt, wer sich homosexu-
ell verhält. Doch statt ein
Quell der Heiligkeit zu sein,
machte sich der amtierende
Kardinal zum Born des Bö-
sen, als er wider das sechste
Gebot, wider die kanonische
Ordnung und wider den Wi-
derstand des Pfarrers im
Pfarrgemeinderat (PGR) in
Stützenhofen einen Schwu-
len zuließ.

Pfarrgemeinderat

Am 18. März 2012 gab es
in ganz Österreich PGR-
Wahlen. In Stützenhofen,
der kleinsten Pfarrei der Erz-
diözese Wien, bewarb sich
ein schwuler 26jähriger So-
zialarbeiter um ein Mandat.
Mitglieder des PGR können
nur Katholiken sein, die sich
schriftlich zur Glaubensleh-
re und Ordnung der Kirche
bekennen. Der Kandidat

Der Kardinal und seine Kappe
aber ist nicht nur praktizie-
render Katholik, sondern
auch praktizierender Homo-
sexueller. Er lebt mit einem
um acht Jahre älteren, vor-
namens Alexander, in einer
„eingetragenen Partner-
schaft“.

Kollision

Da die Lebensweise des
Mannes mit der Lehre der
Kirche kollidiert, forderte
ihn Pfarrer Gerhard Swier-
zek auf, seine PGR-Kandi-
datur zurückzuziehen. Eine
Streichung von der Liste war
angeblich aus „technischen
Gründen“ nicht mehr mög-
lich. Tatsächlich wird Sabo-
tage vermutet. Die Wahl
ging über die Bühne und der
Schwule wurde gewählt. Die
Pressestelle der Erzdiözese
erklärte, daß eine registrier-
te Homo-Partnerschaft der
katholischen Moral so deut-
lich widerspricht, daß ein
objektiver Hinderungsgrund
für die Ausübung eines PGR-
Mandates vorliegt. Auf
Grund vermuteter Regelwid-
rigkeiten werde die Wahl von
der Erzdiözese Wien geprüft.

Der Gewählte aber dachte
nicht daran, auf seinen Sitz
zu verzichten. Zwischen
Lehre der Kirche und seinem
Laster klaffe kein Wider-
spruch: „Keuschheit zu for-
dern, ist fern jeder Lebens-
realität. Wieviele Menschen
leben keusch?“ meinte er zu
den Medien, deren homophi-
le Bosse prompt den Motor
der Propaganda anwarfen.

Das Mittagsmenü

Konfliktscheu gegenüber
der Presse und ein großer

Hasenfuß vor dem Herrn, lud
Kardinal-Erzbischof Chri-
stoph von Schönborn die
Männer zum Essen ins Erz-
bischöfliche Palais. Man lab-
te sich an Leberknödelsup-
pe, Naturschnitzel und Tor-
te. Mit der Einladung an den
Schwulen und seinen Le-
bensgefährten hatte sich
Schönborn in eine hoff-
nungslose „Lose-Lose-
Lage“ manövriert: „ Läßt er
die Wahl zu, mißachtet er
seine eigene Pfarrgemeinde-
ratsordnung“, prophezeite
die Tageszeitung „Die Pres-
se“. Erklärt er jedoch die
Wahl für ungültig, werde der
Kardinal der Unbarmherzig-
keit geziehen.

Kardinals-Schwarm

„Ich war von dem Mann
menschlich, persönlich, auch
christlich sehr beeindruckt.
Er ist ein gläubiger, engagier-
ter, bescheidener und wirk-
lich liebenswürdiger Mann“,
schwärmte der Erzbischof
nach den fast zwei Stunden
Essen.

„Sie können doch darauf
keine Rechtsordnung   auf-
bauen, ob der Betroffene
sympathisch, hilfsbereit und
gläubig ist“, empörte sich
Hubert Patterer, Chefre-
dakteur der „Kleinen Zei-
tung“, in der ORF-Presse-
stunde. Der Kardinal wich
aus auf „eingetragene Part-
nerschaften“ als solche. Die
beiden Männer machen von
dem „Rechtsinstitut“ Ge-
brauch, weil sie gemeinsam
ein Haus besäßen: „ Die Bi-
schöfe hätten daher auch
nicht gegen die Einführung
der Partnerschaft opponiert,
meinte der Kardinal, der im

November 2009 als Vorsitzer
der Bischofskonferenz gegen
dieses Privileg schärfsten
Protest erhoben hatte.

Die erzdiözesane Füh-
rungsriege, bestehend aus
Schönborn, den beiden
Weihbischöfen, dem Ordina-
riatskanzler sowie der femi-
nistischen Leiterin des Pasto-
ralamts Veronika Prüller-
Jagenteufel, segnete ab, was
der Kardinal „auf seine Kap-
pe genommen“ hatte und ließ
die ungültige Wahl in Stüt-
zenhofen gelten.

Tonband-Protokoll

Der Homo selbst hatte
nicht damit gerechnet.
Schönborns „Entscheidung
für den Menschen“ lasse auf
eine „Öffnung für alternati-
ve Lebensweisen“ hoffen,
jubelte er. In Sünde zu leben,
dürfe nicht die Norm sein, er
sei überzeugt, daß das Volk
ehrliche Priester will, konter-
te Pfarrer Swierzek.   Schön-
born habe höchstpersönlich
in einem Telefonat erklärt,
daß „das“ mit dem Homose-
xuellen „nicht sein darf“ und
der Pfarrer alles daransetzen
müsse, den Kandidaten vom
Stimmzettel „verschwinden
zu lassen“, enthüllte Swier-
zek an Hand einer Tonband-
aufzeichnung eines vor Ab-
haltung der Wahl mit dem
Kardinal geführten Telefo-
nats. In der Polemik wird
Gerhard Swierzek als
„Pole“ behandelt, ist aber
Deutscher aus Oberschlesi-
en. 1964 in Groß Neukirch
geboren, wurde er 1991 zum
Priester der Diözese Oppeln
geweiht. Vor seinem Wirken
in der Erzdiözese Wien war
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er Kaplan in Beilngries im
Bistum Eichstätt unter dem
aus Königshütte gebürtigen
Bischof Walter Mixa.

In Stich gelassen

Von September 2003 bis
Januar 2006 war Swierzek
Pfarrer in Preßbaum westlich
von Wien. Im Rahmen der
Schlammschlacht meldete
sich die Mezzosopranistin
Eva-Maria Mahrer. Mit ihr
hatte der Pfarrer ein Verhält-
nis. Nach drei Monaten sieg-
te sein priesterliches Gewis-
sen. Er beendete die Bezie-
hung, ließ dem Kardinal wis-

sen, was Sache ist, ließ sich
versetzen und übernahm ne-
ben Stützenhofen noch zwei
benachbarte Pfarreien.

Obwohl er mit dem Risiko
rechnen mußte, daß man um
der Warmen willen die alte
Geschichte aufwärmt, bezog
der Pfarrer gegen den
Schwulen Stellung, wie das
Sittengesetz es befiehlt. Von
Schönborn schmählich im
Stich gelassen, nahm er, um
Abstand zu gewinnen, eine
„Auszeit“ bis August 2013.

Forderung Roms

Rom aber fordert Rechen-
schaft. Einer US-Nachrich-

Fortsetzung von Seite 20 tenagentur gab Schönborn
ein Interview. „Es handelt
sich nicht um einen Präze-
denzfall“, meint Schönborn
zu seiner „aus pastoralen Er-
wägungen getroffene Einzel-
fall-Entscheidung“.

Immer und überall

„Stützenhofen ist immer
und überall“, widerspricht
der kritische Pfarrer Christi-
an Sieber aus Wien-Penzing.
„Was soll ich als Pfarrer tun,
wenn sich bei der in einigen
Monaten in unserer Pfarre
stattfindenden PGR-Wahl
eine in einer eingetragenen
homosexuellen Partner-

schaft lebende Person als
Kandidat meldet? Darf ich
selbst feststellen, ob es sich
hier um einen weiteren be-
sonderen Fall handelt, da die-
se Person vielleicht so wie in
Stützenhofen durch ihre
gläubige Haltung, ihre Be-
scheidenheit und ihre geleb-
te Dienstbereitschaft meinen
Erzbischof sehr beeindruckt?
Oder soll ich gleich einen
Termin zum Mittagessen bei
Eminenz für diese Person
erbitten, da mir als Pfarrer
eine Beurteilung nicht er-
laubt wird?“ (kath.net,
19.5.2012). – Stützenhofen
wird ihn „noch lange beglei-
ten“, ahnt Schönborn…

Sie kommen aus Deutsch-
land nach Österreich und
haben hier auch schon eini-
ge Landesgruppen gegrün-
det. Sie geben sich moderat
und bezeichnen sich als In-
ternetpartei. Die Probleme in
Wirtschaft und Politik sind
so vielschichtig, daß man erst
auf der Suche nach Lösun-
gen sei. In Zeiten der Poli-
tikverdrossenheit eine gute
Überlegung.

Nun sitzt inzwischen die
Piratenpartei in Deutschland
schon in einzelnen Bundes-
regierungen und es werden

Die Piratenpartei als Wölfe im Schafspelz
langsam auch einige politi-
sche Forderungen aus dem
Grundsatzprogramm be-
kannt.

Linkeste Parolen

Forderungen nach einem
„bedingungslosen Grundein-
kommen für jedermann“
werden sicherlich viele an-
sprechen, würden sie ja ein
arbeitsloses Leben von der
Geburt bis zur Pension er-
möglichen. Die Frage, wer
dies bezahlt, gehört vermut-
lich zu den Themen, für die
die Piraten noch nach einer
Lösung suchen.

Auch die Forderung der Pi-
raten auf einen freien Dro-
genkonsum und die Schaf-
fung kontrollierter Erwerbs-
strukturen ist nicht unbe-
denklich. Die Kriminalität
würde durch Suchtgiftkran-
ke vermutlich neu angeheizt
und der Gesundheitspegel
der Bevölkerung absinken.

Auch die Glaubensge-
meinschaften fürchten, daß
sie durch die Piraten im Um-

gang mit Religion und Kir-
che behindert werden. Eine
strikte Trennung von Staat
und Kirche würde sicherlich
auch konfessionelle Schulen
und soziale Einrichtungen
treffen.

Nicht aller Tage Abend

Da sicherlich auch der ka-
tholische und evangelische
Religionsunterricht als
Schulfach abgeschafft wer-
den würde, muß man hinter-

Pilgerwege in Salzburg
Die derzeitigen sieben Pil-

gerwege in Salzburg erfreu-
en sich bei Wanderern und
Pilgern größter Beliebtheit.
Dem wird nun seitens der
Verantwortlichen bei Kir-
che und Gemeinden Rech-
nung getragen und werden
noch 2012 zwei neue Pil-
gerwege eröffnet werden.

Im August soll der neue
„Pinzgauer Marienweg“
von Maria Kirchental bis

Stuhlfelden dazu kommen,
und Ende September wird
der zweite Abschnitt des
„St. -Rupert-Pilgerwegs“
eröffnet werden, der bis in
das bayerische Altötting
führen wird.

Dann gibt es in Salzburg
neun Pilgerwege, der be-
kannteste ist nach wie vor
der Salzburger Abschnitt
des „Jakobsweges“.

Anton Padua

fragen, ob das die Wähler
dieser Partei wirklich wollen.

Vermutlich hat die Piraten-
partei noch weitere Forde-
rungen in ihrem Programm,
die der Öffentlichkeit noch
nicht bekannt sind. Einer
Grundsatzdebatte zu den
Werten unserer Gesellschaft
wird die Piratenpartei mit
Wählern über kurz oder lang
führen müssen. Spätestens
dann sind die Piraten in der
Gegenwart wirklich ange-
kommen. Anton Padua

Nach einem Gastkom-
mentar in der „Presse“
erhielt der Mitbegründer
der Initiative Liberaler
Muslime Österreich
(ILMÖ), Amer Albayati,
Morddrohungen. Er er-
stattete Anzeige. Er zeigt
sich besorgt, weil immer
mehr radikale Prediger in
Österreich auftreten: Le-
sen Sie seinen interessan-
ten Leserbrief auf S. 26!
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Die Caritas der Diöze-
se Linz steht ab 2013 un-
ter neuer Leitung: Franz
Kehrer wurde zum neuen
Direktor bestellt. Kehrer
folgt somit Mathias
Mühlberger nach, der
nach insgesamt 26 Jahren
in der Caritas Oberöster-
reich in Pension geht.

Den päpstlichen Silve-
sterorden erhielt in Graz
Horst Bogner. Bogner ist
seit 1982 im Pfarrgemein-
derat der Dompfarre ak-
tiv und seit 1998 Mitglied
des diözesanen Wirt-
schaftsrates, dessen Vor-
sitzender er seit 2008 ist.

Der St. Pöltner „Arbei-
ter-Priester“ Franz Sie-
der ist anläßlich seines
Goldenen Priesterjubilä-
ums mit dem Solidaritäts-
Award des Österreichi-
schen Gewerkschaftsbun-
des (ÖGB) ausgezeichnet
worden.

Die bisherige Vorsitzen-
de der Katholischen
Frauenbewegung in
Oberösterreich, Erika
Kirchweger, ist in ihrer
Funktion bestätigt wor-
den. Auch die stellvertre-
tende Vorsitzende, Ange-
la Repitz, wurde wieder-
gewählt. Neu im Leitungs-
team ist Religionslehrerin
Edith Gegenleitner aus
Schlierbach als weitere
stellvertretende Vorsit-
zende.

Bernhard Rebernik ist
zum Präsidenten der Ka-
tholischen Aktion (KA) in
der Diözese Graz-Seckau
gewählt worden. Er löst in
dieser Funktion Hans
Putzer ab. Vize sind Eli-
sabeth Siebert und Ernest
Theußl.

PERSONALIA

PILGERREISE
nach Rom

zur Heiligsprechnung von Anna Schäffer
Geistliche Leitung: SERVI JESU ET MARIAE

19.10.2012 bis 23.10.2012

Auskunft und Anmeldung (bis spätestens  20.08.2012)
Rudolf Lechner (Blindenmarkt):

07473-2491, marialechner94@gmail.com

Priester haben kürzlich die
exkommunizierte österrei-
chische „Bischöfin“, Chri-
stine Mayr-Lumetzberger,
und eine „Priesterin“ aus
den USA aus dem Petersdom
geworfen. Die beiden Frau-
en, die als Touristinnen ge-
kleidet an einer Messe teil-
nehmen wollten, wurden mit
Gewalt am Empfang der
Kommunion gehindert. Dies
berichtete die Online-Platt-
form „Infosperber“. Die bei-
den Frauen waren zusam-
men mit fünf weiteren im
Juni 2002 auf einem Donau-
dampfer illegal von einem
brasilianischen Tangotänzer
zu „Priesterinnen“ geweiht
worden. Der Vatikan exkom-
munizierte daraufhin die
Frauen. Mayr-Lumetzber-
ger bezeichnete den Raus-

wurf aus dem Petersdom ge-
genüber Radio DRS 2 in der
Sendung „Perspektiven“ als
„das schlimmste Erlebnis“,
das sie seit ihrer Weihe zur
„Priesterin“ hatte. „Das hat
mich so erschüttert, weil ich
nicht fassen konnte, daß ein
Priester in liturgischer Klei-
dung eine Priesterin physisch
angreift“, so die 56jährige
verheiratete Österreicherin

Einladung zum Informations-
 und Diskussionsabend
FRIEDENSUNION oder

EUROPAS UNTERGANG?
Es spricht:

Mag. Klaus Faißner, freier Journalist

LINZ,
Montag 23. Juli um 19.00 Uhr

Restaurant „MICHELANGELO“, 4020 Linz,
vormals „Zur Lokomotive“, Weingartshofstr. 40

(Nähe Hauptbahnhof)

gegenüber dem Schweizer
Radio DRS. Ihre Begleiterin
war laut „Infosperber“ Jua-
nita Cordero, eine „Prieste-
rin“ aus den USA.

Mayr-Lumetzberger war
nach ihrer „Priesterinnen-
weihe“ später an einem ge-
heimen Ort von mehreren il-
legal selbst-ernannten „Bi-
schöfen“ zur „Bischöfin“
geweiht worden.

Provozierter Skandal im Petersdom

Die Diözese Linz will Kon-
zils-Impulse neu beleben.
Dem dient ein dreijähriger
Diözesanprozeß, der im kom-
menden Oktober beginnt.
Der Eröffnungsgottesdienst
ist am 11. Oktober um 18.15
Uhr im Linzer Mariendom.

In den folgenden Jahren

Konzil-Impulse in Linz
sind Befragungen der Men-
schen nach ihren Sorgen,
Nöten und Freuden und Ge-
sprächsangebote auch an
nichtkirchlichen Orten ge-
plant. Im Herbst 2015 könn-
te ein gemeinsamer Kirchen-
tag zum Abschluß der Initia-
tive stattfinden, heißt es.

Die Doppelausstellung
„Erzbischof Hieronymus
Colloredo - Kirchenfürst
und Landesherr“ ist am 27.
Juni  in Salzburg eröffnet
worden.

Der vor 200 Jahren gestor-
bene letzte Fürsterzbischof
von Salzburg (1732-1812)
gilt als einer der bedeutend-
sten Vertreter der katholi-
schen Aufklärung in der
Habsburgermonarchie.

Seine geistlichen Ämter
stehen im Mittelpunkt der
Schau im Archiv der Erzdi-
özese Salzburg und seine
politische Funktion als „Lan-
desherr“ bildet den Schwer-
punkt im Salzburger Landes-
archiv.

Die Doppelausstellung
bleibt bis 28. Dezember 2012
geöffnet.

Colloredo-
Ausstellung
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Im April 2012 verschickte
ich ein E-Mail an Herrn
Bernhard Skritek. Herr
Skritek studiert an der Uni
Wien und ist seit vielen Jah-
ren in der Jugendarbeit der
Diözese Wien sehr engagiert
und ist Diözesanvorsitzender
der katholischen Jugend
Wien.

Ich wollte Herrn Skritek
über die Skandalentschei-
dung des Herrn Kardinal
Schönborn und über die
Wahl eines homosexuell
praktizierenden Pfarrge-
meinderatmitgliedes in der
Pfarre Stützenhofen unter-
richten.

Eine „Aufforderung“

Statt einer Rückantwort
von Herrn Skritek erhielt ich
am 19. 6. 2012, völlig über-

SchweizNIE WIEDER !
NACHRICHTEN EUROPÄISCHER BÜRGERINITIATIVEN

Ausgabe 7 und 8 / 2012
Verantwortlich für diese Beilage des „13.“: Günter Annen

Cestarostraße 2, D-69469 Weinheim
Tel. und Fax: 0049 (0) 6201-2909929/28

E-Mail: info@babycaust.de

Nur peinlich oder gefährlich?
raschend, einen eingeschrie-
benen Brief aus Österreich.
Der Absender: Mag. Wag-
ner, „Republik Österreich,
Fernmeldebüro für Öster-
reich und Salzburg“ aus Linz.
Er übersandte mir eine „Auf-
forderung zur Rechtferti-
gung“! Worüber sollte ich
mich denn rechtfertigen?

Der Text wörtlich

Im Schriftstück hieß es:
Sie haben als Unterzeich-

neter für die „Christlich-So-
ziale-Arbeitsgemeinschaft-
Österreichs“ am 4. 4. 2012
um 20:55 Uhr – ausgehend
von der Emailadresse
office@csa-austria.com –
eine elektronische Post
(Email) zu Zwecken der Di-
rektwerbung (Betreff: Kar-
dinal Schönborn: „Hirte

oder Mietling?“, in der für
eine religiöse Anschauung
geworben wird, nämlich die
Entscheidung des Kardinals
Schönborns, eine homose-
xuelle Person als Pfarrge-
meinderat zu bestätigen, als
unrichtig anzusehen, ohne
vorherige Einwilligung des
E-Mail-Empfängers Bern-
hard Skritek an dessen
E m a i l a d r e s s e
b.skritek@katholische-
jugend.at zugesendet. Ver-
waltungsübertretung nach §
107 Abs. 2. Tif. 1 Telekom-
munikationsgesetz.

Das ist Fortschritt!

Man kann es nicht glau-
ben, womit sich ein Magister
eines Fernmeldebüros „her-
umschlagen“ muß. Hoffent-
lich bekommt er wegen des

zu findenden Strafmaßes kei-
ne schlaflosen Nächte! Bei
einem solch schweren Verge-
hen, Zusendung einer E-
Mail ohne Zustimmung des
E-Mail-Empfängers, muß
natürlich ein demokratischer
Rechtsstaat rigoros durch-
greifen.

Abtreibung, Pornographie,
Prostitution und der Men-
schenhandel werden in ei-
nem liberalen System gedul-
det, nicht sanktioniert. Man
will ja fortschrittlich sein!

Zu welchem Strafmaß wird
Herr Mag. Wagner kom-
men? Wird es bei einer Geld-
strafe bleiben oder muß ich
einige Tage Wien durch die
„Gitterstäbe“ betrachten?
Facit: Die „EUROPA-DIK-
TATUR“ ist schon weiter
fortgeschritten, als wir den-
ken!

Zwanzig Jahre nach
dem Bundestagsbeschluß
zu einer gesamtdeutschen
Abtreibungsregelung ha-
ben Lebensschützer eine
negative Bilanz gezogen
und eine Nachbesserung
des Paragraphen 218 ge-
fordert.

Das vom Gesetzgeber da-
mals einführte Konzept „Hil-
fe statt Strafe“ sei geschei-
tert. Das belegten schon die
jährlichen Abtreibungszah-

Lebensschützer kritisieren Abtreibungsrecht
len, erklärte die Aktion Le-
bensrecht für Alle (ALfA)
am 26. Juni in Köln. Da ins-
gesamt die Anzahl der Frau-
en im gebärfähigen Alter
stärker zurückgegangen sei
als die Anzahl der gemelde-
ten Abtreibungen, trieben
Frauen heute häufiger ab als
vor der Regelung. Die ALfA-
Vorsitzende Claudia Ka-
minski kritisierte zudem,
daß die dem Gesetzgeber
vom Bundesverfassungsge-

richt auferlegte Beobach-
tungs- und Nachbesserungs-
pflicht nie in Angriff genom-
men worden sei. „Für weite
Teile der Bevölkerung stellt
eine vorgeburtliche Kindstö-
tung kein Unrecht mehr dar“,
sagte sie. Daß Abtreibungen
in den allermeisten Fällen
rechtswidrig seien, sei bei
vielen Bürgern nie angekom-
men. Mitverantwortlich sei
dafür sicherlich, daß der
Staat die „rechtswidrigen“,

aber „straffreien“ Kindstö-
tungen mit Steuergeldern aus
den Länderhaushalten sub-
ventioniere.

 Am 26. Juni 1992 hatte der
Bundestag eine Fristenlö-
sung beschlossen. Im Juni
1995 wurde nach Diskussio-
nen dann das heute noch gül-
tige „Schwangeren- und Fa-
milienhilfe-Änderungsge-
setz“ beschlossen: Abtrei-
bung ist rechtswidrig aber
straflos.

G. Annen
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LESER SCHREIBEN...
Verehrte Eminenz!
ENDLICH! Endlich se-

hen wir ein Zeichen, auf
das wir schon lange gewar-
tet haben!

An die Adresse der „Un-
gehorsamen“ verzichten
sie auf alle Geld- und
Sachbezüge, die aus Kir-
chensteuermitteln kom-
men, dann ist die Optik
besser und möglicherwei-
se werden auch ihre Geg-
ner ihnen dann Respekt
zollen.

GOTT schütze uns!
Ilja Skidelsky

A- 2380 Perchtoldsdorf

Eminenz

Jeder Priester weiß, bevor
er seine Versprechen ablegt
und sich für das Priestertum
entscheidet, was er damit auf
sich nimmt und welche Auf-
gaben und Verpflichtungen er
damit eingeht. Dazu gehören
auch Gehorsam sowie Vor-
bild. Wenn jemand als leiten-
der Angestellter unter Zu-
stimmung der bestehenden
Vorschriften und Richtlinien
in ein Unternehmen eintritt,
hat er sich auch daran zu
halten und die vorgegebenen

Richtlinien zu befolgen.
Geht er aber her und ruft die
Belegschaft zum Ungehor-
sam gegen vorgeschriebene
Maßnahmen auf, hat er nicht
nur mit einer Entlassung,
sondern eventuell auch mit
einer Anzeige bei der Staats-
anwaltschaft wegen Aufwie-
gelung der Belegschaft zu
rechnen.

Meiner Meinung nach ist
es eine ganz schlechte Ein-
stellung eines Priesters,
wenn er gegen die von ihm
selbst angenommenen Be-
dingungen rebelliert und
noch dazu andere zum Un-
gehorsam aufruft! Ein Prie-
ster, der gegen die Anordnun-
gen der eigenen Kirche ar-
beitet und sogar andere dazu
auffordert, lebt meiner Mei-
nung nach außerhalb der Kir-
che. Wie soll ein gläubiger

Katholik zu so einem Prie-
ster Vertrauen haben und
beichten gehen, der selbst öf-
fentlich mit einer schweren
Sünde lebt und andere dazu
aufruft! Ich verstehe auch
nicht, warum Priester und
auch Laien, die sowohl Frau-
enpriestertum, Vereheli-
chung der Priester und ande-
res verlangen, nicht zum
Protestantismus  übertreten,
wo sie doch die Möglichkeit
haben, dies ohne der von
GOTT gegründeten Religion
zu schaden.

Offensichtlich geht es den
Herren hauptsächlich darum,
sowohl der katholischen Kir-
che als auch dem Papsttum
zu schaden, was meiner Mei-
nung nach sehr nach gewis-
sen gegenkirchlichen Aktivi-
täten aussieht! Man sollte da
schon energisch dagegen
vorgehen, um den Charakter
unseres Glaubens zu wahren,
damit nicht eines Tages GOTT
selbst einschreitet!

Waldemar Lindner
A- 6020 Innsbruck

Gehorsam und Vorbild

Sehr geehrte Leserbrief-
redaktion !

Bei der Transferierung
von „Aberhunderten Milli-
arden Euros und Dollars“ in
der Bankenwelt müßte es
auch – ohne Wenn und
Aber – einen Notplan ge-
ben, den Hungerkatastro-
phen in der Welt (Sahelzo-
ne und anderen Ortes) zu
begegnen. Die führenden
Politiker dieser Welt sind
dazu moralisch verpflich-
tet, hierin tätig zu werden
(Filmdokumentationen mit
hungernden, darbenden
und sterbenden Kindern
sind von den „Weltführern“
anzusehen, um ihr Verant-

wortungsgefühl zu wek-
ken). Vorerst wären zirka 80
bis 100 Milliarden Euro und
Dollar zur Soforthilfe not-
wendig. Ein weiterer Vor-
schlag geht dahin, für fort-
laufende Hilfsmaßnahmen
einen Fond zu speisen, der
wie folgt aussehen könnte:

Jeder Einkauf an Lebens-
mitteln wird mit „einem
Cent“ belastet. Bei einem
Einkauf im Wert von 20
Euro wären dies somit 20
Cent. Die Mineralölkonzer-
ne (Benzin-Diesel) erstat-
ten pro Liter „einen Cent“
für diesen Hilfsfonds.

Heinz Kopf
A- 6844 Altach

Hungernde und Banken

Das Zweite Vatikanische
Konzil: Segen oder Fluch?

,,An den Früchten werdet
ihr sie erkennen (Matth.
7.16).“ Aber diese sind ver-
heerend.

In dem im September 2011
erschienenen Buch „Das
Zweite Vatikanische Konzil“
von dem Italiener de Matei
wird das Konzil als eine der
größten Heimsuchungen –
wenn nicht sogar die größte
– der Kirchengeschichte be-
zeichnet. Denn das Konzil
hätte keinen Aufbruch, son-
dern einen dramatischen Zu-
sammenbruch der Kirche
bewirkt. Die angestrebte Er-
neuerung zusammen mit der
Abschaffung der alten heili-
gen Messe hätte die Kirche
an den Rand des Abgrundes
gebracht. So weit aus dem
Buch.

Heute sehen wir, daß die
Kirchen leerer und leerer
wurden. Nur noch 10 bis 15
Prozent der ehemals Gläubi-
gen gehen zur Kirche.
Fromm und brav gehen die-

se mit Gebetbuch in der
Hand zu einer Kirche, die
längst anders geworden ist.
Und das Erstaunlichste: daß
es der Kirche gelungen ist,
den Glaubenswandel unter
einem katholischen Mantel
ablaufen zu lassen. Ist der
Glaube genügend verdünnt,
fällt der Mantel. Das neue
Rom zeigt sich. Es ist die
Ökumenische Kirche. Der
höhere Klerus, auch die
Konzilsgläubigen, sehen
nicht die sich anbahnende
Katastrophe, die sich über
die christliche Welt zusam-
menzieht. Wir kommen der
Prophezeiung von Donoso
Cortes (1809 - 1863) näher,
nämlich: „Das große anti-
christliche Reich der letzten
Zeiten, das die Geheime Of-
fenbarung voraussagt, wird
ein kolossales, demagogi-
sches Weltreich sein, regiert
von einem Volksmann sata-
nischer Größe.“ Und das ist
der Antichrist.

Dipl.-Ing. Paul Deeken
D - 49661 Cloppenburg

Donoso Cortes sah es voraus
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Die Initiative Liberaler
Muslime Österreich - ILMÖ
verurteilt den Aufruf des
Groß-Mufti von Saudi-Ara-
bien Sheikh Abdul Aziz al-
Sheikh zur Zerstörung aller
Kirchen in den Golfstaaten.

Dieser Groß Mufti ist auch
der Befürworter und der gei-
stige Führer des Wahabiti-
schen Sekten-Zentrums in
Wien, ohne dessen Unter-
stützung und Erlaubnis es
dieses internationale Sekten-
zentrum nicht geben könnte,
da Saudi Arabien dieses fi-
nanziert. Bereits in der Ver-
gangenheit hat die ILMÖ die
Auflösung des „König-Ab-
dullah-Zentrum für interreli-
giösen und interkulturellen
Dialog“ in Wien gefordert,
da die Wahabitische Sekte,
die nur eine Minderheit von
ein Prozent aller Muslime
weltweit repräsentiert, in-
kompatibel mit den Men-

schenrechten und der euro-
päischen Rechtsordnung ist.

Während eines Besuches
der Muslim Jugend Kuwait
beim Groß Mufti von Saudi-
Arabien Sheikh Abdul Aziz
al-Sheikh erklärte dieser:

1. Zwei Religionen (Islam
und Christentum) in den Golf
Staaten sind nicht vereinbar.

2. Wenn man Kirchen Bau-
ten erlaubt, ist das eine Zu-
stimmung zu einer anderen
Religion und ist das nicht die
Religion Gottes.

3. Deshalb darf man nicht
Kirchen bauen und muß die
bestehenden Kirchen abreis-
sen.

4. Alle Golfstaaten müssen
frei von christlichen Kirchen
sein.

Dieser Groß Mufti hat vie-
le Anhänger in fundament-
alistischen und radikalen is-
lamistischen Organisationen
in Österreich und Europa.

Viele islamistische Führer
dieser Organisationen wur-
den beim Groß Mufti immer
wieder während ihrer Besu-
che in Saudi Arabien emp-
fangen.

Die ILMÖ verurteilt die
Christenverfolgung und die
systematische Verfolgung
und Vertreibung der Christen
in  manchen islamischen
Staaten.

Die ILMÖ verlangt einen
wirksamen Schutz für die
Christen in manchen islami-
schen Staaten und gegen die
Repressalien durch die An-
hänger der Wahabitschen
Sekte und ruft die Muslime
und die Christen auf, mitein-
ander friedlich zusammenzu-
leben.

Islam ist für uns die völlige
Hingabe zu Gott ohne Hier-
archie und sind die Muslime
nicht homogen und ist diese
Vielfalt eine Bereicherung

für alle, durch Liebe, Frie-
den, Transparenz, Dialog
uam. Verhetzung ist im Islam
eine Sünde. Der Islam be-
kräftigt den Glauben an Gott
und seine Propheten und die
heiligen Bucher des Islam,
der Christen und der Juden
und Respekt vor allen An-
dersdenkenden.

Deshalb sind die Aussagen
des Groß Mufti von Saudi-
Arabien Sheikh Abdul Aziz
al-Sheikh, als Oberhaupt der
Saudi Wahabitschen Sekte,
haßerfüllt unislamisch und
haben keinen Platz im Islam.

Vizepräsident
Amer Albayati

Initiative Liberaler Mus-
lime Österreich – ILMÖ

A- 1010 Wien

„Die Aussagen des Groß-Mufti sind haßerfüllt …“

Interessant ist, daß die
links angehauchten österrei-
chischen Zeitungen plötzlich
auf der Seite der Bürgerli-
chen stehen – allerdings nur
in Griechenland. Sie jubeln,
daß der Euro „gerettet“ ist
und meinen, daß Politik und
Banken aufatmen können.
Naja, schön für die Regie-
rung und für die Banken.
Eine kleine Gruppe haben
die EU-Jubelzeitungen ver-
gessen: die Bürger, die das
alles bezahlen müssen, denen
man die Pensionen kürzt, bei
denen man ständig die Steu-
erschraube anzieht und de-
nen man Leistungen für Fa-
milien, Pflegefälle, Kranke
und so weiter kürzt oder
streicht. Sind das aber nicht
gerade die Bürger, die die
Zeitungen finanzieren – sei
es mit den staatlichen Förde-
rungen oder ganz einfach mit
dem Kauf der Zeitung?

Stephan Pestitschek
A- 2231  Strasshof

Heute laufen die meisten
wieder den verführerischen
Mächten nach, die in allen
Bereichen ihr Gift der ar-
men Jugend eingeben.

Auch die dunklen Netz-
werke elektronischer Vor-
spiegelungen dienen ihren
antichristlichen Zielen. Die
moderne und zeitgeistige
Kultur des Todes wird
hochgejubelt und sündhaf-
te Wege gelten als übliche
Lebensform.

Die ewig gültigen Geset-
ze des Menschseins verlie-
ren für diese moderne, glo-
balisierte Generation ihre
ursprüngliche Bedeutung.
Solche Zeiterscheinungen
treiben in den Relativismus
und unser katholischer

Himmliche Botschafter für heute
Glaube wird verharmlost.

Und die Verlierer fordern
durch Aufruhr immer neu die
Anarchie. Andere fügen sich
dem aktuellen Zeitgeist, um
nicht erbarmungslos in der
Wegwerfgesellschaft zu
scheitern.

In einem Durcheinander
auswegloser Krisen bleibt
unsere Kirche auch nicht
verschont. Die unseligen
Proteste gegen Rom sind in
neuen Forderungen wieder
ausgebrochen und werden
zunehmend zur Zerreißpro-
be für die Ortskirchen. Dort
haben sich schon manche
hochwürdige Herren zu Rä-
delsführern der Kirchenspal-
tung entwickelt und gewal-
tige Stimmen um sich ge-

schart. Sie täuschen aus
vielfältigen Gründen ihre
Mitläufer und tragen dazu
bei, daß sich viele Klein-
gläubige von der Kirche ab-
wenden.

Dieses Szenario in man-
chen Pfarren soll uns aber
nicht aus der Fassung brin-
gen, denn in diesem apoka-
lyptischen Ringen der ent-
gegengesetzten Mächte ist
uns der Triumph Mariens
vorhergesagt!

In leicht verständlicher
Form werden uns zur Ret-
tung aus allen Nöten des
Glaubens wunderbare
himmlische Botschaften ge-
schenkt.

Karl Buresch
A- 8010 Graz

Euro gerettet?
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INITIATIVE KATHOLISCHER CHRISTEN

Die Krise in der Kirche
Hoffnung und Heilmittel

Wien, Samstag , 20. Oktober 2012, 19.15 Uhr
Referent: Dipl.- Ing. Dr. Felix Bentz

Referent:
Dipl.-Ing. Dr. Felix Bentz, Brunnenthal bei Schärding,
OÖ. Geboren 1932 in Linz, konvertierte mit 15 Jah-
ren zur katholischen Kirche. Studium der Forstwirt-
schaft an der Universität für Bodenkultur in Wien.
Liebe Freunde!
Dieser Vortrag schließt an den Vortrag „Krise in der
Gesellschaft“ an und wurde bereits in mehreren deut-
schen Großstädten gehalten. Wir bitten, auch Freun-
de auf den Vortrag aufmerksam zu machen.

Ort: Pfarre St. Leopold-
Donaufeld, Kinzerplatz
19, 1210 Wien
U6 Endstation Floridsdorf,
1 Station mit Straßenbahn
26, Richtung Aspern.
Aussteigen Haltestelle Hoß-
platz.

Ausreichend Parkplätze.

Kein Mensch gehört sich
selbst, nicht einmal der an-
maßende und selbstherrliche
Mensch.

Da wir uns nicht selbst kon-
stuiert und erschaffen haben,
uns nicht selbst zum Leben
erweckt haben, sondern le-
diglich Geschöpfe eines all-
mächtigen GOTTES sind, sind
alle Menschen Eigentum
GOTTES.

Wir sind zwar GOTT ähn-
lich, da ER uns in SEINER un-
ermeßlichen Güte und Groß-
herzigkeit einen freien Wil-
len verliehen hat, den wir
entweder zu unserem ewigen
Seelenheil, oder zu unserem
Unheil einsetzen können.

Das unfaßbare königliche
Geschenk des freien Willens
an uns Menschen ist in SEI-
NER realen Dimension für ein
ach so sehr beschränktes
Geschöpf in seinem Stellen-
wert ohnehin nicht nachvoll-
ziehbar!

Doch die schreckliche und
grauenhafte Konsequenz
welche sich aus dem fatalen
Mißbrauch des freien Wil-
lens ergibt, übersteigt natür-
lich jegliche Vorstellungs-

kraft des sterblichen Men-
schen.

Dennoch ist sie aber schat-
tenhaft erkennbar, wenn wir
uns vor Augen führen, daß
GOTT ein Ozean der Liebe ,
aber auch der Gerichtigkeit
ist. Deshalb muß Er in aller
Konsequenz leider nach Ge-
währung höchster Geduld,
auch ein höchst gerechter
Richter für alle jene sein,
welche IHM in ihrer Unbuß-
fertigkeit kühn und frech ins

Gesicht schlagen; SEINE hei-
lige Liebe verachten und mit
Füßen treten, indem sie SEI-
NE Satzungen, Regeln, und
Gebote ignorieren und ver-
achten! Fast alle Herrscher
auf Erden haben sich leider
gegen GOTT verbündet, und
Seine heilige Verfassung aus-
ser Kraft gesetzt!

Doch die schändlichen
Banden von Lügnern, Betrü-
gern, Mördern, Verbrechern
und Verführer, welche heute

fast alle Nationen terrorisie-
ren, werden ihrer gerechten
Strafe gewiß nicht entgehen!
Wer sich dem wahren drei-
faltigen GOTT gegenüber
nicht loyal verhält, wird dies
in alle Ewigkeit zutiefst be-
reuen. Denn das Geschöpf
Mensch ist SEINEM Schöpfer
GOTT unverbrüchlichen Ge-
horsam schuldig, bis zum
Ende aller Zeiten.

Erich Stuck
A- 5020 Salzburg

Unbeirrt plant die Frauen-
ministerin, unterstützt von
Gewerkschaft und Industrie-
ellenvereinigung, den Abbau
der Familienförderung.

Was auf den ersten Blick
gut klingt – satte Erhöhung
der Familienförderung gegen
Abschaffung der steuerli-
chen Absetz- und Freibeträ-
ge für Familien – erweist sich
bei näherer Betrachtung als
die Umsetzung der sozialisti-
schen Doktrin zur Zerschla-
gung der Familie.  150 Mil-
lionen Euro will die Frauen-

ministerin für den Krippen-
ausbau lukrieren – natürlich
zu Lasten der Familien! Die
Kinder möglichst frühzeitig
in die Kinderkrippen und
damit in den Griff des Staa-
tes zu bekommen, ist priori-
täres Ziel. Kindererziehung
ist eben nur akzeptierte Ar-
beit, wenn es staatliche An-
gestellte durchführen – das
Wohl des Kindes ist sekun-
där, die negativen Erfahrun-
gen im Kommunismus mit
den Kinderkrippen werden
ebenso bewußt ignoriert, wie

aktuelle Umfrageergebnisse,
wonach über 50 Prozent der
jungen Mütter ihre Kinder
besonders in den ersten Le-
bensjahren selbst betreuen
und erziehen wollen. 150
Millionen Euro für ein direk-
tes Müttergehalt wäre schon
ein guter Anfang!

Der Staat ist für die Men-
schen da und nicht umge-
kehrt, die Mütter zunächst
für die Kinder beziehungs-
weise deren Wohl und nicht
für die Industrie. Die Wirt-
schaft steht ebenfalls im

Dienst der Menschen und hat
ausreichend bezahlte Ar-
beitsplätze sowie familien-
verträgliche Arbeitszeiten
anzubieten. Die Erziehenden
müssen echte Wahlfreiheit
haben, ob sie selbst erziehen
wollen oder ihre Kinder in
eine Krippe geben. Die CP-
Tirol ruft alle Bürger auf, die-
ser schädlichen Entwicklung
nicht länger zuzusehen und
dies bei den nächsten Wah-
len zu quittieren.

Dr. Harald Marek
A- 6020 Innsbruck

Doktrin zur Zerschlagung der Familie

Alle Menschen sind Eigentum des Schöpfer-Gottes
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Lieber auch über eine we-
niger wichtige Vorlage ab-
stimmen können, als über
eine wichtige, kostenverur-
sachende oder sonst ein-
schränkende nicht. Wir müs-
sen ja nicht jede Vorlage ge-
nau studieren.

Das Volk darf auch nicht
durch ein Gericht einge-

Schweizer Volk

Mit dem Nasenbussi hat man sich berührt,
trotzdem ist man irgendwie blamiert.
Man hat das Evangelium JESU nicht verkündet,
es hat nicht gezündet im göttlichen Sinn.
Kein Gewinn für GOTT, die Seele bleibt tot.
Erst das Wort GOTTES hat Gewicht,
bringt das Licht und den HEILIGEN GEIST,
der uns die Wege weist hin zu GOTT.
Wehe, man ist weder kalt noch warm,
die Seelen bleiben dann arm.
Die Lauheit hat nicht gezündet.
Diplomatie ist vergeudete Zeit,
sie ist Wahrheitsverdrehung, sagt Anna Taigi
aus Rom, vor GOTT ist es Hohn.
Brüderlein fein in der heutigen Zeit,
zu keinen Kompromissen in der Wahrheit bereit,
es ist bloß ein irdisches Theater,
ein gespieltes Lächeln im Gesicht,
bis alles zusammenbricht.
Wo sind die Heiligen der alten Zeit?
Sie waren demütig und blitzgescheit,
sie haben für das Himmelreich gelitten
und mit dem Teufel gestritten.
Sie haben für GOTT Seelen gewonnen,
die dem Teufel entkommen.
Es gab keine „Ehrsicht“, kein Ego
in sich, man gab GOTT die Ehre,
dies war heiligste Pflicht.

Herbert Weichselbraun, A- 9900 Lienz

Ein Nasenbussi zum ScheinDas Vorbild des Guten Hirten
EXERZITIEN

für Priester, Diakone u. Seminaristen
Leitung

Se. Exzellenz
ATHANASIUS SCHNEIDER

Weihbischof von Astana

27. - 31. August 2012
Internat der HTBL Steinamanger-Str. 2

A-7423 Pinkafeld
Veranstalter:

Vereinigung zur Neuevangelisierung Europas

Seien Sie ganz herzlich zu diesen Exerzitien
willkommen!

Unterkunft und Verpflegung im Internat an der
HTBLPinkafeld: Nächtigung mit Frühstück/Tag:
EZmit Dusche/WC 32 Euro; DZmit Dusche/WC 24
Euro; Mittagessen: 7,50 Euro; Abendessen: 5,50 Euro
TAGUNGSGEBÜHR: 40 Euro (für die gesamten
Exerzitien). Anmeldung erbeten bis 14. Aug. 2012
Beginn: Mo. 27. 8. - Abendessen, 18.00h
Ende: Fr.31. 8. - Mittagessen, 12.00h

ANMELDUNG UND INFORMATION:
Josef u. Beatrix Krutzler; Gfangen 5D; 7423 Pin-
kafeld; Tel.: 03357/42538; trixi.krutzler@gmx.at

Tage der Glaubensvertiefung
mit Exzellenz

Athanasius Schneider
vom 1. Spetember 9 Uhr
bis 2. September 18 Uhr.

Tagungsgebühr 20 Euro für das ganze Wochenende

Anmeldung erbeten bis 25. August ebenfalls bei
Josef u. Beatrix Krutzler; Gfangen 5D; 7423 Pin-
kafeld; Tel.: 03357/42538; trixi.krutzler@gmx.at

schränkt werden. Gerichte
können Vorlagen beurteilen
und den Souverän auf Män-
gel aufmerksam machen,
aber nicht über den Souve-
rän entscheiden. Darum:
„Staatsverträge vor’s Volk!“
ja.

Emil Rahm
CH- 8215 Hallau

Viele aufmüpfige Priester verfolgen Papst Benedikt XVI.
Ich habe vor kurzem ge-

träumt: Papst Benedikt ist in
einer Kapelle gekniet und hat
geweint.

Viele der modernen stolzen
aufmüpfigen Priester verfol-

gen den Papst. Viele gehor-
chen dem Papst nicht mehr
und hindern ihn daran, mit
seinen Schäflein zum Ziel zur
Wahrheit zu schreiten. Wir
beten um Hilfe und Schutz

für den Heiligen Vater Papst
Benedikt XVI., damit er
bald das Schiff Petri zwi-
schen den Säulen (Don Bos-
co-Vision) lenken kann.

Ich bete auch für die Hei-

ligsprechung des Erzbischofs
Marcel Lefebvre.

GOTT segne und beschütze
Österreich.

Marianne Huemer
A- 4040 Linz
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Ein Leserbrief („GOTT ist
milder als viele von uns“)
kann doch auch mißverstan-
den werden. Sowohl im Al-
ten Testament wie im Neuen
Testament gibt es zahlreiche
Stellen, die klar aufzeigen,
daß unangebrachtes Schwei-
gen gegenüber Sünden ande-
rer vor GOTT schuldig ma-
chen kann. Besonders deut-
lich ist diese Tatsache bei
den Propheten herauszule-
sen.

Denken wir zum Beipsiel
an den Propheten Jona, der
von GOTT nach Ninive ge-
schickt wird, aber zunächst
nicht gehorcht und einen
entsprechenden Denkzettel
bekommt, denken wir an den
Propheten Ezechiel, den
GOTT mit einem ernsten

Wächteramt betraut, um
Sünder zu retten, Jeremia,
der sich auch gegen diese
nicht angenehme Aufgabe
wehrt oder auch an Isaias
zum Beispiel 56,10, wo von
GOTT bestellte Führer, die zu
allem schweigen mit stum-
men Hunden verglichen wer-
den, die nicht bellen können.

Es gibt noch viele andere
Stellen, die ähnlich urteilen.
Im Neuen Testament spricht
JESUS etwa in der Seepredigt
wiederholt vom Heulen und
Zähneknirschen, das jene
erwartet, die in schwerer
Schuld sterben. Zum Schluß
fragt ER, um ja sicherzustel-
len, nicht mißverstanden
worden zu sein: „Habt ihr das
alles verstanden?“ (Mt.13 ,
51).

Ähnlich ernst spricht sich
JESUS in SEINEN Gerichtsreden
aus. GOTT ist sicher unend-
lich barmherzig. Aber diese
Barmherzigkeit muß der
Mensch im irdischen Leben
suchen, nachher ist es zu spät.

Es gibt Leserbriefe, die
dies sehr deutlich aufzeigen,
wie etwa jener von Erhard
Schmidl „Wer einen Lotto-
gewinn nicht abholt, ist ein
Narr“ oder jener von Hilde
Bayerl, die vor allem an den
heiligen Pfarrer von Ars er-
innert, der einmal auf der
Kanzel sagte: „Ich bin sicher,
daß diese eine Sünde, das
Krebsübel der Unwissenheit
und die daraus erwachsende
Gleichgültigkeit in religiösen
Dingen, mehr Menschen in
die Hölle stürzt als alle an-

deren zusammen…“
Auch der heilige Justin

sagt einmal: „Wer die Wahr-
heit sagen kann und sie doch
nicht sagt, wird von GOTT
verurteilt werden.“ Pater Zo-
che zählt Gleichgültigkeit zu
den sieben Todsünden unse-
rer Zeit.

Beten wir vor allem für die
heurige Bischofssynode, die
ja die Wahrheiten des Kate-
chismus wieder anmahnen
will, dessen Aussagen man
kurz zusammenfassen kann
in die drei Fragen: Was hat
GOTT für uns getan, was müs-
sen wir tun und welche Hil-
fen stehen uns zur Verfü-
gung, um diesen Forderun-
gen gerecht zu werden?

P. Leopold Strobl OSB
A- 5152 Michaelbeuern

Die Sprache der Lebens-
schützer ist in den letzten
Jahren viel klarer geworden.
Das ist wichtig, denn Spra-
che schafft Bewußtsein. Es
gilt, die Verdrehungen, Ver-
wirrungen und Lügen unse-
rer Zeit aufzuzeigen und le-
bensfeindliche Einstellungen
zu ändern, damit auch die
noch nicht geborenen Men-
schen sozusagen offiziell als
„Mitglieder“ unserer Gesell-
schaft, als Person, anerkannt
werden. Erst durch geänder-
te Einstellungen in Gesell-
schaft und Kirche werden
sich auch die Gesetze dort
ändern. Darum empfiehlt
sich – wenn möglich – fol-
gende Wortwahl:·ungeborenes Kind
oder Baby, das Teil einer
Familie ist, nicht unpersön-
lich/ medizinische Begriffe
wie Embryo, Fötus, …·kleiner Mensch, dem
Menschen- aber auch kirch-

liche Rechte zustehen, der
wenn er getötet wurde, zu-
mindest begraben wird;·namenloses Kind, das
bisher erst nach der Geburt
und nach Feststellung seines
Geschlechts seinen Namen
erhält;·Kind von Mutter und
Vater, also auch sein Vater
hat Pflichten und Rechte;·Mutter, Vater und Kind
von Beginn der Empfängnis
weg, nicht erst nach der Ge-
burt;·Kindesabtreibung oder
Kindestötung durch Abtrei-
bung, nicht nur Abtreibung
(oder das schreckliche „Ab-
bruch“).·Weiters wichtig sind
alle Worte, die den immen-
sen Druck (nicht die Verant-
wortung) der Gesellschaft
von der schwangeren Mut-
ter nehmen.

Daß die Diözese St. Pölten
die Zusammenarbeit mit der

Aktion Leben Österreich
(ALÖ) beenden will, ist er-
freulich. „Wie macht er das
nur, der Preßlmayer?“
könnte man in Abwandlung
einer bekannten Werbung
einer österreichischen Foto-
artikelfirma fragen.

Hartnäckig hat er sich seit
Jahren bemüht, sein Anlie-
gen an den Papst heranzutra-
gen: Drei Hungerstreiks vor
der Wiener Nuntiatur, diver-
se an den Heiligen Vater ver-
sandte Dokumentationen
und zuletzt Gespräche in Re-
gensburg mit Georg Ratzin-
ger, dem älteren Bruder des
Papstes.

Über die von ihm kritisier-
te Verstrickung der katholi-
schen Kirche mit den Kin-
desabtreibungen und mit
dem Pro Choice Verein „Ak-
tion Leben Österreich“ wur-
de vor allem im „13.“ bereits
mehrmals berichtet. Nuntius
Zurbriggen, Bischöfe und

Katholische Aktion wollten
dieses Thema bisher lieber
unter den Teppich kehren.
Doch das könnte sich jetzt
ändern: endlich Bewegung!

Dipl.-Ing A. Kirchmair
A- 8502 Lannach

Endlich kommt in den Lebensschutz Bewegung

Einladung zur
59. Fatimafeier
in der Schloß-Kapelle

Walpersdorf

am Sonntag,
12. August 2012,

Beginn 18:30
Aussetzung – Beichtgele-
genheit – Rosenkranz –

sakramentaler Segen – Hl.
Messe „vetus ordo“ mit
Predigt und Prozession

Auskunft: bei den Pe-
trus Claver Schwestern

in Walpersdorf, Tel.:
+43 (0) 2782 - 84083

Der Mensch muß Barmherzigkeit Gottes suchen
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Am Samstag, dem 16. Juni
2012, versammelte sich
nachmittags eine Gruppe
mutiger Christen, vor allem
Katholiken, am Stock-im-
Eisen-Platz im Zentrum
Wiens zu einer Demonstra-
tion gegen die Botschaft der
Regenbogenparade und für
den Schutz der Vater-Mut-
ter-Kinder-Familie sowie für
die christliche Reinheit. Be-
reits die Ankunft der Orga-
nisatoren mit den Schildern
wurde von lautstarkem Pro-
test durch dutzende Vertre-
ter der Homosexuellenideo-
logie (fortan „Homo-Aktivi-
sten“) begleitet. Ein Homo-
Aktivist entriß einem Katho-
liken ein Schild, zerfetzte die
Aufschrift „Werbeverbot für
Homosexualität“ und klebte
einen eigenen Aufkleber dar-
auf. Aufgrund der großen
Aggressivität und Zudring-
lichkeit der Gegendemon-
stranten mußte die Polizei
nach wenigen Minuten Ver-
stärkung anfordern, die mit
Blaulicht herbeieilte.

Gegner ohne Einsehen

Die Gegendemonstranten,
die im Internet den Aufruf
gestartet hatten, die Kundge-
bung der „christlichen
Fundamentalist_innen“ zu
„stören“, buhten, pfiffen und
schrien auf die friedlich be-
tenden Christen ein, wollten
also gar nicht hören, was die-
se zu sagen hatten. Der to-
sende Lärm bewirkte, daß
sich Beter und sogar eine Po-
lizistin die Ohren zuhalten
mußten. Doch beim Gebrüll
beließen sie es nicht: Mehr-
mals flogen Wasserbomben
in Richtung der standhaften
Christen. Ein Homo-Aktivist
beklebte den Lautsprecher-

Ein Zeichen, dem widersprochen wurde
wagen der Christen mit rosa
Stickern und wollte auch
nach wiederholter Ermah-
nung eines Polizisten sein
Unrecht nicht einsehen.

Linie der EU

Ein anderer entriß einem
Christen ein Schild mit der
Aufschrift „Gegen Homo-
Adoption / Für das Kindes-
wohl“ und zerriß es kurzer-
hand, bevor er von der Poli-
zei abgeführt wurde. Die
Botschaft dieses Schildes un-
terscheidet sich übrigens in
keiner Weise von der der
österreichischen Bischofs-
konferenz, die in der Woche
nach der Regenbogenparade
eine Erklärung veröffent-
lichte, in der sie darauf hin-
wies, daß ein Kind das Recht
auf Vater und Mutter habe,
da dies maßgeblich für des-
sen Identität und Verständ-
nis über das Zusammenleben
der Geschlechter sei. Auf der
Linie der Homo-Aktivisten
ist hingegen die Europäische
Union, die in verklausulier-
ter Form die „reproduktive
Gesundheitsversorgung“,
also die künstliche Befruch-
tung, für Lesben forderte.

Beleidigende Haltung

Ein anderes Beispiel dafür,
daß die Homo-Aktivisten die
Lehre der Kirche mit Füßen
treten, sind deren gotteslä-
sterliche und beleidigende
Sprüche und Transparente.
Die „Argumente“ der Ge-
gendemonstranten reichten
von „Beten ist heilbar“ und
„Katholizismus ist heilbar“
über die schon abgedrosche-
nen Parolen „Hätt’ Maria
abgetrieben, wärt ihr uns er-
spart geblieben!“ bezie-

hungsweise „Eure Kinder
werden so wie wir, eure Kin-
der werden alle queer [=ho-
mosexuell, Anm.]!“ bis zu
schweren und an die Grenze
der Strafbarkeit zumindest
heranreichenden Beleidigun-
gen des katholischen Glau-
bens beziehungsweise Hetz-
parolen wie „Der Papst ist
ein Schwein!“, „JESUS im
Herzen, Scheiße im Hirn“
oder „Ihr könnt zur Hölle
fahren!“ (wobei man den
Christen ein verkehrtes
Kreuz entgegenhielt).

Verhöhnte Polizei

Nach etwa einer halben
Stunde setzte sich die christ-
liche Kundgebung, umgeben
von dutzenden Polizisten, in
Richtung Staatsoper in Be-
wegung, um dort den Vorbei-
zug der Parade zu erwarten.
Der mangelnde Respekt der
Homo-Aktivisten vor der
Polizei wurde mehrmals
sichtbar, etwa durch verhöh-
nendes Imitieren der Körper-
haltung eines Polizisten. Die
Polizei versuchte die Gegen-
demonstranten durch eine
Straßensperre aufzuhalten,
doch diese gelangten über
andere Gassen zur Oper und
empfingen die Christen dort
mit gewohnter Aggressivität,
sodaß diese von der Polizei
komplett eingekesselt wer-
den mußten.

Anforderung der
WEGA

Daß das Gewaltpotenzial
der Homo-Aktivisten nicht
zu unterschätzen war, wur-
de deutlich, als die Polizei die
WEGA (Wiener Sonderein-
heit der Polizei für besonders
gefährliche Einsätze) anfor-

derte. Diese erklärte die wohl
illegale, da nicht angemelde-
te Gegendemonstration für
aufgelöst und forderte die
Homo-Aktivisten auf, aus-
einanderzugehen, was zum
Teil durch polizeiliche
Zwangsmaßnahmen durch-
gesetzt werden mußte. Es
mußten sogar die Hundestaf-
fel sowie Schutzhelme und -
schilde herbeigeholt werden.

Geduldige Beter

Die 40 bis 50 Christen, dar-
unter ein Priester in Souta-
ne, ließen sich von den fort-
währenden störenden Zwi-
schenrufen und Beleidigun-
gen nicht beirren und bete-
ten geduldig den Rosen-
kranz. Abschließend wurde
eine Rede gehalten und
„Großer GOTT, wir loben
dich“ gesungen, bevor sich
die christlichen Demonstran-
ten auf den Heimweg mach-
ten. Die Polizei hielt die Re-
genbogenparade aufgrund
des Gewaltpotenzials der
Homo-Aktivisten und aus
Sorge um die friedlichen
Beter eine viertel Stunde auf
dem Ring an, um ein Zusam-
mentreffen der Demonstra-
tionen zu vermeiden.

Friedliche Christen

Die als „homophob“, also
krank beschimpften Christen
hatten durch Schilder („Has-
se die Sünde, liebe den Sün-
der“) und Rede deutlich ge-
macht, daß sie nicht gegen
Homosexuelle als Personen
demonstrierten, sondern ge-
gen eine bestimmte Ideolo-
gie, und daß ihr primärer
Feind nicht die Homo-Akti-
visten waren, sondern der

Fortsetzung Seite 31



Seite 3113. Juli / August 2012 Leser schreiben...

Unterschrift

Es bezahlt:

Als Geschenk für:

Ich abonniere die Zeitung „Der 13.“

Für mich selbst:

zum jährlichen Preis von 24 Euro in Österreich; 24 Euro  in Deutschland; sfr 44 in der
Schweiz; (inklusive MWSt. und Postporto).  Senden Sie mir bitte einen Zahlschein zu.
Bei etwaiger Einstellung der Publikation gibt es kein Recht auf Rückerstattung
einbezahlter Beträge.

Teufel; im Kampf gegen die-
sen wollten sie die Homose-
xuellen aus Nächstenliebe
unterstützen. Auch demon-
strierten die Christen nicht
nur gegen etwas, wie zum
Beispiel die Existenz einer
der Ehe de facto gleichge-
stellten Eingetragenen Part-
nerschaft oder die Behand-
lung der Homosexualität in
der Schule, sondern betonten
auch, für die christliche Rein-
heit, die Vater-Mutter-Kin-
der-Familie, die Würde des
menschlichen Leibes und die
Selbstlosigkeit in der Bezie-
hung zum Nächsten einzu-
treten.

Vater der Lüge

Daß der Teufel in der Ho-
mosexuellenbewegung die
Fäden zieht, zeigen die wie-
derkehrenden Verhöhnungen
der katholischen Religion
durch Homo-Aktivisten;
etwa wurde bei der Ab-
schlußfeier der diesjährigen
Parade ein Lied gespielt, das
den Papstsegen „Urbi et
orbi“ lächerlich machte. Der
Teufel ist nach der Bibel der
Vater der Lüge, und als sol-
cher trat er auch diesmal auf:
Auf www.gayösterreich.at,
einer Seite der Homosexuel-
lenbewegung, wurden glatte
Lügen über die christliche
Kundgebung verbreitet, wie
etwa, daß diese von der Po-
lizei aufgelöst werden mus-
ste, nur 20 Teilnehmer ge-
habt habe, die Gewaltbereit-
schaft von ihr ausgegangen
sei und sie daher auch schuld
an den Polizeikosten sei.

Selbstinzenierung

Daß der Aufruf „gegen
eine Parade der Nacktheit“
keineswegs übertrieben war,

zeigen dem Verfasser vorlie-
gende Bilder der diesjährigen
Parade, die Paradeteilneh-
mer beiderlei Geschlechts
mit komplett entblößten Ge-
schlechtsteilen zeigen.
Gleichzeitig nehmen nach-
weislich auch kleine Kinder
an dieser Parade teil. Soll
diese perverse Selbstinsze-
nierung etwa die Eignung
Homosexueller für die Kin-
dererziehung beweisen?

Schlimme Parolen

Auch die Forderungen ei-
niger Paradeteilnehmer spre-
chen für sich; auf deren
Schildern war etwa Folgen-
des zu lesen:·Wien muß 99 Prozent
gay [=schwul, Anm.] bleiben·Heteros raus aus unse-
rem Rathaus!·Keine Hetero-Lehrer
für unsere Kinder!

Noch schlimmere, weil
perversere Aufschriften kön-
nen aus moralischen Grün-
den hier nicht wiedergege-
ben werden. Diese Bilder

und Parolen beweisen nach-
drücklich, daß die christliche
Kundgebung ein Gebot der
Stunde war. Die Ankündi-
gung auf der Parade „Lesben
und Schwule kommen an die
Schule“ liest sich vor diesem
Hintergrund wie eine Kriegs-
erklärung an das katholische
Sittenfundament unseres
Landes sowie jeden vernünf-
tigen, christlich denkenden
Menschen mit einem halb-
wegs intakten Wertesystem.

Die Hoffnung bleibt

Wenn Personen sogar aus
dem christlichen Lager die
Kundgebung mit dem Argu-
ment der Nächstenliebe kri-
tisieren, so ist ihnen entge-
genzuhalten, daß es ein Akt
der Nächstenliebe ist, die
Sünder zur Bekehrung zu
rufen, und daß es keine
Barmherzigkeit ohne Wahr-
heit gibt. Man kann zwar
über das konkrete Pro-
gramm einer Demonstration
diskutieren, aber andere von
ihrem Irrtum nicht befreien

zu wollen, ist nicht barmher-
zig, sondern im Gegenteil
herzlos.

Wenn die Amtskirche ihre
Stimme gegen diesen Gräuel
unserer Zeit nicht erhebt,
dann müßen es tapfere Lai-
en tun, die als Fundamenta-
listen fest auf ihrem Funda-
ment, JESUS CHRISTUS, stehen.
Sie haben es getan und sie
werden es auch weiterhin
tun, ungeachtet der Ein-
schüchterungen der Homo-
Aktivisten, da sie aus Glau-
bensüberzeugung um eine
christlichere Gesellschaft
kämpfen, die die Gebote
Gottes hält.

Doch sie hoffen weiterhin
auf Rückendeckung durch
die Kardinäle und Bischöfe,
auf daß die Kirche mutig
dem Zeitgeist und dessen
teuflischen Ideologien entge-
gentrete, denn „wohl tobet
um die Mauern der Sturm in
wilder Wut, das Haus wird’s
überdauern, auf festem
Grund es ruht“.

Michael Koder
michael.koder@gmx.at
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Römisch-katholisch

Nächster
Erscheinungstermin
Die nächste Ausgabe der Zei-
tung „Der 13.“ wird voraus-
sichtlich am  13. September
2012 gedruckt und in Öster-
reich noch am gleichen Tag
ausgeliefert. Für die deut-
schen Abonnenten erfolgt die
Anlieferung zur Post in Weg-
scheid voraussichtlich am  14.
September 2012.

Auch wir können Maria noch anflehen
Am letzten Fatimatag hör-

te ich wieder einmal das alt-
vertraute Evangelium von
der Hochzeit zu Kana. Den
Synoptikern schien dieses
Ereignis anscheinend zu ne-
bensächlich, um es zu erwäh-
nen. Johannes hat uns das
Andenken daran dann doch
noch gerettet. Und beim
vielleicht hundertsten Hören
hat mich der Satz der Mutter
wie ein greller Blitz getrof-

fen: „Tut, was ER euch sagt.“
Ich möchte behaupten,

dieser Satz – und besonders
die Reaktion des HERRN dar-
auf – weist die Mutter als
Miterlöserin aus!

Wie gleichen wir übersät-
tigte, wir stumpf gewordene
Menschen den Dienern, die
am Rande des Festmahls her-
umgelungert sind. Der HERR
kann uns in SEINEM zarten
Respekt vor unserer Freiheit

In seinem Resümee der
Ausstellung sagte Bischof
Ackermann, daß es ein öku-
menisches Fest gewesen sei
(da hab ich nichts dagegen,
denn die Evangelischen dür-
fen ja auch den Heiligen
Rock verehren, wenn sie
wollen), dann aber betonte
Exzellenz, er würde sich
wünschen, daß auch die Ka-
tholiken im Jahre 2017 mit
den Evangelischen 500 Jah-
re Reformation feiern.
Geht’s noch?

Dr. Gerlinde Follrich
Aguinaga

A- 7100 Neusiedl

Der Heilige
Rock

nicht mehr erreichen. Ohne
den Befehl der Mutter: „Tut,
was ER euch sagt“ hätten die
Diener vielleicht gar nicht
auf JESUS gehört.

Auch wir können die Mut-
ter immer noch anflehen:
Bitte, befiehl uns, daß wir JE-
SUS folgen! Vielleicht ist das
eine unserer letzten Chan-
cen!

Ingrid Klimesch
A -5280 Braunau

Daß das Unrecht an Bi-
schof Krenn auch nach über
acht Jahren nicht zur Ruhe
kommt, zeigt: GOTTES Müh-
len mahlen langsam – sie
werden aber die Wahrheit an
den Tag bringen. Anbei eine
kurze Bemerkung zur Chri-
stenverfolgung. Der Bericht
zum Foltertod des Anwalts
zeigt auf, warum die kleinen
Russen wieder Putin als Prä-
sidenten wählten. Medwe-
dew fehlte die Härte der
Durchsetzung. Die Radikali-

tät der Salafisten hat die Po-
lizeigewerkschaft auf den
Plan gerufen und der Bun-
desinnenminister H. P.
Friedrich hat den Ernst der
Situation endlich begriffen.
Daß die zwölf Prozent isla-
mischen Bundeswehrsolda-
ten ein troianisches Pferd für
die Bundesrepublik darstel-
len, hat man leider noch im-
mer nicht begriffen.

Anton Padua
Chefredakteur i.R.

A- 5351 Aigen-Voglhub

Friedrich hat Lage begriffen

Heute wird der fehlende
Nachwuchs für den Priester-
beruf bemängelt. Dieser
Mangel kann nur behoben
werden durch die ausschließ-
liche Förderung des Wachs-
tums des göttlichen Lebens
in den Gläubigen. Oder, an-
ders ausgedrückt, durch die
Anleitung zur persönlichen
Frömmigkeit.

Martin Haverkamp
D- 33613 Bielefeld

Persönliche
Frommigkeit


